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1. Einführung 


Die Vorſteher der Finanzämter haben für die Tagung 
in Salzburg 1940 viele Zweifelsfragen auf dem 
Gebiet der Einkommenſteuer, des Kriegs⸗ 
zuſchlags zur Einkommenſteuer, der Ge⸗ 
werbeſteuer und der Wehrſteuer eingereicht. 
Dieſe Fragen ſind durch die praktiſche Anwendung der 
Steuergeſetze entſtanden. Ihre Beantwortung iſt nicht nur 
für den Frageſteller von Bedeutung. Es handelt ſich meiſt 
um Fragen, die in der Praxis nicht nur eines Finanz⸗ 
amts, ſondern vieler oder aller Finanzämter immer 
wiederkehren. Es iſt deshalb wichtig, daß die Antwort auf 
dieſe Fragen nicht nur dem einzelnen Frageſteller, ſondern 
allen Finanzämtern bekannt wird. 


Die folgenden Ausführungen behandeln die wichtigſten 
der geſtellten Fragen hinſichtlich der Einfommen- 
ſteuer. Die Fragen hinſichtlich des Kriegszuſchlags zur 


11. Pauſchbetrag bei Zuſammentreffen von Kapitaleinnahmen 
und wiederkehrenden Bezügen, 


D. Fragen, die die Höhe der Einkommenſteuer 
(den Tarif) betreffen, 

12. Veſchränkung der Kinderermäßigung für Angehörige der 
Steuergruppen I und II. 

13. Stiefkinder im Sinn von $ 32 Abſätze 1 bis 3 EStG 1989, 

14. Höhe der Kinderermäßigung wegen Übernahme der Koſten für 
den Unterhalt und die Erziehung (Berufsausbildung), 

15. Steuerermäßigung für Kriegsbeſchädigte, 

16. Ausgleich von Härten bei der Veranlagung ($ 25 ESt D 
939 


39), 


E. Fragen, die die Haushaltsbeſteuerung be: 
ee 
17. Zuſammenveranlagung von Ehegatten, 


18. Zuſammenveranlagung des Haushaltsvorſtands mit ſeinen 
Kindern. 


Einkommenſteuer, der Gewerbeſteuer und der Wehrſteuer 
werden in einem beſonderen Aufſatz in der DStz dargeſtellt 
werden. 


A. Fragen, die durch- die Kriegsverhältniſſe veranlaßt find 


2. Luftſchutzmaßnahmen, Verdunkelung 
a) 

Ein Finanzamt fragt, ob ein Hausbeſitzer die Ausgaben 
für die Verdunkelung der eigenen Wohnung 
als Werbungskoſten geltend machen könne. Das 
Finanzamt weiſt darauf hin, daß ein Mieter dieſe Aus⸗ 
gaben bei der Einkommenſteuer nicht abſetzen kann. N 

Der Hausbeſitzer bezieht Einkünfte aus Vermie⸗ 
tung und Verpachtung. Zu dieſen Einkünften ge⸗ 
hört auch der Nutzungswert der Wohnung im 
eigenen Haus. Der Hausbeſitzer iſt berechtigt, die 
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Aufwendungen, die mit der Sicherung und Erhaltung der 
Mieteinnahmen und der Nutzung der Wohnung im eigenen 
Haus zuſammenhängen, als Werbungskoſten geltend 
zu machen. Aufwendungen eines Hausbeſitzers für den 
zivilen Luftſchutz gehören grundſätzlich zu ſolchen 
Aufwendungen. Sie ſind deshalb Werbungskoſten. 
Die Aufwendungen für den zivilen Luftſchutz ſind ſogar 
durch Abſchnitt 14 EStR für 1939 beſonders be⸗ 
günſtigt. Sie können im Kalenderjahr der Ausgabe ohne 
Rückſicht auf die Nutzungsdauer voll abgeſetzt werden, 
wenn ſie ausſchließlich und unmittelbar durch Zwecke des 
Luftſchutzes veranlaßt worden ſind. 


Dieſe Grundſätze ſind aber dann nicht anwendbar, 
wenn es ſich bei den Aufwendungen um Koſten der 
Lebensführung handelt ($ 12 Ziffer 1 EStG 1939). 
Lebensführungskoſten ſind keine Werbungskoſten, mögen 
ſie auch zu Zwecken des zivilen Luftſchutzes aufgewendet 
ſein. Es fragt ſich deshalb, ob die Aufwendungen für die 


Verdunkelung der eigenen Wohnung eines Hausbeſitzers 

(3. B. Koſten für Verdunkelungsvorhänge, Verdunkelungs⸗ 
birnen uf.) zu den Lebensführungskoſten zu rechnen ſind. 
Die Frage ift zu bejahen: Die Verdunkelung dient dem 


Schutz der Volksgemeinſchaft und jedes einzelnen Volks⸗ 
genoſſen vor feindlichen Luftangriffen. Die Verdunkelungs⸗ 
pflicht trifft jeden Volksgenoſſen, ohne Rückſicht auf 
ſeine Stellung und die Art der Einkünfte, die 
er bezieht. Es beſteht deshalb zwiſchen den Aufwendungen 
für die Verdunkelung und der Nutzung der Wohnung 
im eigenen Haus kein ſo enger Zuſammenhang, daß der 
Abzug der Aufwendungen als Werbungskoſten gerecht⸗ 
fertigt wäre. Auch ein Mieter hat die Pflicht zur 
Verdunkelung. Er kann ſeine Aufwendungen keinesfalls 
als Werbungskoſten geltend machen. Der Haus⸗ 
beſitzer kann inſoweit nicht beſſergeſtellt werden. Die Auf⸗ 
wendungen eines Hausbeſitzers für die Verdunkelung ſind 
ſelbſtverſtändlich inſoweit abzugsfähige Werbungskoſten, 
als es ſich um die Verdunkelung des Hauſes (nicht die 
Verdunkelung der eigenen Wohnung) handelt, z. B. Auf⸗ 
wendungen für die Verdunkelung des Treppen⸗ 
hauſes, des Haupteingangs und ähnliche. 


b) 

Ein Finanzamt fragt, ob Aufwendungen, die Zwecken 
des zivilen Luftſchutzes dienen, auch bei den Einkünften 
aus ſelbſtändiger Arbeit als Betriebsausgaben 
im Jahr der Ausgabe voll abgeſetzt werden können. 


Beiſpiel: 

Ein Arzt hat ein ganzes Haus für Zwecke ſeiner Berufs⸗ 
ausübung gemietet. Er hat auf ſeine Koſten in dieſem Haus 
zum Schutz ſeiner Gefolgſchaft vorſchriftsmäßige Luftſchug⸗ 
räume herſtellen laſſen. 


Abſchnitt 14 EStR für 1939 gemäß können Aufwendun⸗ 
gen, die Zwecken des zivilen Luftſchutzes dienen, bei der Er- 
mittlung der Einkünfte aus Gewerbebetrieb, aus 
Land⸗ und Forſtwirtſchaft und aus Ver⸗ 
mietungund Verpachtung vom unbeweglichen Ver⸗ 
mögen im Kalenderjahr (Wirtſchaftsjahr) der Ausgabe voll 
abgeſetzt werden. Die Einkünfte aus ſelbſtändiger Arbeit 
ſind nicht aufgeführt. Abſchnitt 14 EStR für 1939 wäre 
deshalb nach ſeinem Wortlaut in dem Beiſpielsfall nicht an⸗ 
wendbar, Der Wortlaut iſt aber zu eng. Sinn und Zweck 
der Beſtimmungen im Abſchnitt 14 EStR für 1939 machen 
es erforderlich, auch bei Einkünften aus ſelbſtändiger Arbeit 
den Abzug der Aufwendungen für den zivilen Luftſchutz im 
Jahr der Ausgabe voll zuzulaſſen. 


c) 

Ein Finanzamt weiſt darauf hin, daß bei Neubauten 
von Einfamilienhäuſern oft die Einrichtung eines 
Luftſchutzkellers vorgeſehen wird. Die Aufwendun⸗ 
gen für den Luftſchutzkeller entſtehen dann oft in einem 
Jahr, in dem das Haus noch nicht bezogen wird und 
in dem deshalb ein Nutzungswert nach der Verordnung über 
die Bemeſſung des Nutzungswerts der Wohnung im eigenen 


Einfamilienhaus vom 26. Januar 1937 (RStBL 1937 S. 161) 
noch nicht anzuſetzen iſt. Die Aufwendungen für den Luft⸗ 
ſchutzkeller ſind Abſchnitt 63 EStR für 1939 gemäß in voller 
Höhe von dem Grundbetrag des Nutzungs⸗ 
werts abzugsfähig, der ſich der bezeichneten Verordnung 
gemäß ergibt. Fallen die Aufwendungen für den Luftſchutz 
keller und die erſtmalige Nutzung des Einfamilienhauſes in 
verſchiedene Jahre, ſo kann es fraglich ſein, ob die Auf⸗ 
wendungen für den Luftſchutzkeller einkommenſteuerlich be⸗ 
rückſichtigt werden können, obwohl noch gar kein Nutzungs⸗ 
wert der Wohnung im eigenen Einfamilienhaus anzu⸗ 
ſetzen iſt. 

Beiſpiel: u — 

Ein Steuerpflichtiger errichtet im Jahr 1939 ein Ein. 
familienhaus, das im Jahr 1940 bezugsfertig wird. Er baut 
in das Einfamilienhaus einen Luftſchutzkeller ein. Der Luft- 
ſchutzkeller wird noch im Laufe des Jahrs 1939 fertig. Der 
Steuerpflichtige bezahlt die Koſten des Luftſchutzkellers noch im 
Laufe des Jahrs 1939. Ein Nutzungswert der Wohnung im 
eigenen Einfamilienhaus iſt für 1989 noch nicht anzuſetzen. 
Können die Aufwendungen für den Luftſchutzkeller trotzdem 

einkommenſteuerlich im Jahr 1939 berückſichtigt werden? 


Die Frage iſt zu bejahen. Es würde nicht dem Zweck 
der Beſtimmungen in Abſchnitt 63 EStR für 1939 ent- 
ſprechen, wenn man den Abzug der Luftſchutzaufwendungen 
hier ablehnen würde. Es muß außer Betracht bleiben, daß 
die Aufwendungen in ein anderes Jahr fallen als das Jahr, 
für das der Nutzungswert der Wohnung in eigenen Ein 
familienhaus erſtmals ſteuerlich anzuſetzen iſt. Der Steuer⸗ 
pflichtige kann deshalb in dem Beiſpielsfall die Aufwen⸗ 
dungen für den Luftſchutzkeller ſchon im Jahr 1939 (als 


negative Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung) 


geltend machen. 


3. Leiſtungen auf Grund des Reichsleiſtungsgeſetzes 


a) 

Der Rd⸗Erlaß vom 22. Dezember 1939 8 2151 — 175 111 
ſieht bekanntlich vor, daß buchführende Landwirte, Gewerbe⸗ 
treibende und ſelbſtändig Arbeitstätige, bei denen die Wehr⸗ 
macht Wirtſchaftsgüter „zur Verfügung“ in Anſpruch nimmt, 
die zum Anlagevermögen gehören, in Höhe des Unterſchieds⸗ 
betrags zwiſchen der erhaltenen Vergütung und dem Bud) 
wert des Wirtſchaftsguts ſteuerfrei eine Rücklage für Erjat- 
beſchaffung bilden können. Die Rücklage iſt geſondert aus⸗ 
zuweiſen und im Zeitpunkt der Erſatzbeſchaffung, jedoch 
ſpäteſtens am Schluß des Wirtſchaftsjahrs aufzulöſen, in 
dem nach Lage der allgemeinen Verhältniſſe eine Erſatz⸗ 
beſchaffung möglich war. Als Erſatzbeſchaffung gilt dabei 
nur die Beſchaffung eines gleichartigen Wirtſchaftsguts. 

Ein Finanzamt fragt, ob der Erſatz eines hochwertigen 
Perſonenwagens, der der Wehrmacht „zur Verfügung“ über⸗ 
laſſen worden iſt, durch einen kleinen billigen Perſonen⸗ 
wagen als Erſatzbeſchaffung in dieſem Sinn anzuſehen iſt. 

Was Erſatzgegenſtand iſt, ergibt ſich aus Abſchnitt 9 
Abſatz 5 EStR für 1939. Eine Erſatzbeſchaffung liegt 
dann vor, wenn der Erſatzgegenſtand wirtſchaftlich 
und techniſchdieſelbe Aufgabe erfüllt wie der alte 
Gegenſtand, und wenn ſeine Beſchaffung für die Fort⸗ 
führung des Betriebs in unveränderter Form 
erforderlich iſt. Es kommt auf das Wertverhält⸗ 
nis des hingegebenen zu dem neubeſchafften Gegenſtand in 
der Regel nichtentſcheidend an. Man wird der Auf⸗ 
faſſung des Steuerpflichtigen darüber, ob eine Erſatzbeſchaf⸗ 
fung vorliegt oder nicht, in dieſem Zuſammenhang weit⸗ 
gehend folgen können. Sieht er den neu erworbenen Gegen- 
ſtand als Erſatzgegenſtand für das Wirtſchaftsgut 
an, das er der Wehrmacht „zur Verfügung“ überlaſſen hat, 
ſo muß er den ſteuerfrei zurückgelegten Buchgewinn auf den 
Erſatzgegenſtand übertragen. Der Erſatzgegenſtand iſt dann 
nicht mit ſeinen Anſchaffungs⸗(Herſtellungs⸗) Koſten, ſon⸗ 
dern mit den Anſchaffungs⸗(Herſtellungs⸗) Koſten, gekürzt 
um den übertragenen Buchgewinn, in die Vermögensüber⸗ 
ſicht aufzunehmen. Die Abnutzungsabſetzungen ſind dann 
nur von dieſem gekürzten Wert zuläſſig. Iſt der zu 
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übertragende Buchgewinn größer als die Anſchaffungs⸗ 
koſten (Herſtellungskoſten) des Erſatzgegenſtands, ſo iſt der 
Erſatzgegenſtand nur mit dem Erinnerungswert von 1 RM 
in die Vermögensüberſicht aufzunehmen. Der Teil des über⸗ 
tragbaren Buchgewinns, der die Anſchaffungs⸗ (Herſtel⸗ 
lungs⸗) Koſten des Erſatzgegenſtands überſteigt, kann 
als ſteuerfreie Rücklage weitergeführt 
werden. 

Iſt der Steuerpflichtige der Auffaſſung, daß der neube⸗ 
ſchaffte Gegenſtand kein Erſatzgegenſtand für das Wirt⸗ 
ſchaftsgut iſt, das er der Wehrmacht „zur Verfügung“ über⸗ 
laſſen hat, ſo kann er die bis dahin gebildete ſteuerfreie Rück⸗ 
lage als ſolche weiterführen. Die Rücklage muß dann 
erſt am Schluß des Wirtſchaftsjahrs aufgelöſt werden, in 
dem nach Lage der allgemeinen Verhältniſſe eine Erſatz⸗ 
beſchaffung möglich war. Die Beſtimmung des Zeitpunkts, 
in dem eine ſolche Erſatzbeſchaffung möglich iſt, hat ſich der 
Reichsminiſter der Finanzen in dem Erlaß vom 22. Dezem⸗ 
ber 1939 S 2151 — 175 III ausdrücklich vorbehalten. 

Die gleichen Grundſätze ſind auch anzuwenden, wenn 
ein der Wehrmacht „zur Verfügung“ geſtellter neuwertiger 
Laſtwagen durch einen minderwertigen Altwagen 
erſetzt wird. Der Erſatz eines Laſtkraftwagens durch ein 
Pferdegeſpann iſt nicht als Beſchaffung eines Erſatzwirt⸗ 
ſchaftsguts anzuſehen. 

b) 

Der NIF-Erlaß vom 22. Dezember 1939 8 2151—175 III 
behandelt auch die Fälle, in denen bei einem nichtbuchfüh⸗ 
renden Land- und Forſtwirt, Gewerbetreibenden und einem 
nichtbuchführenden ſelbſtändig Arbeitstätigen Wirtſchafts⸗ 
güter des betrieblichen Anlagevermögens durch die Wehr— 
macht „zur Verfügung“ in Anſpruch genommen werden. Der 
Erlaß ſieht für dieſe Fälle vor, daß der Gewinn, der ſich aus 
der Inanſpruchnahme „zur Verfügung“ ergibt, nur mit den 
niedrigen Steuerſätzen des § 34 EStG 1939 zur Ein- 
kommenſteuer herangezogen wird. 


Ein Finanzamt fragt an, wie der Gewinn, der 8 34 
EStG gemäß zu verſteuern iſt, ermittelt werden ſoll: 


a) wenn der Gewinn 84 Abſatz 3 EStG 1939 gemäß er⸗ 
mittelt wird (überſchuß der Betriebseinnahmen über 
die Betriebsausgaben), 


b) wenn der Gewinn bisher durch Schätzung nach 
Richtſätzen ermittelt wird. 


Die Fragen, die von dem Finanzamt geſtellt worden 
ſind, bedürfen noch weiterer Prüfung. Es iſt damit zu 
rechnen, daß dieſe Fragen demnächſt durch einen beſonderen 
Rd ⸗Erlaß geklärt werden. Es empfiehlt ſich deshalb, die 
Behandlung ſolcher Fälle, wenn die Beſteuerung des Ver⸗ 
RE zweifelhaft iſt, zunächſt noch zurüdzu- 

ellen. 


4. Familienunterſtützungen und Sonderausgaben 


Die Angehörigen der Volksgenoſſen, die zum Wehr⸗ 
dienſt einberufen ſind, erhalten nach den maßgebenden ge⸗ 
ſetzlichen Vorſchriften gewiſſe Leiſtungen (Unterhaltslei⸗ 
ſtungen, Beihilfen und Wirtſchaftsbeihilfen). Die Unter- 
haltsleiſtungen und Beihilfen für Zwecke der privaten 
Lebensführung, zum Beiſpiel Er ziehungsbei⸗ 
hilfen, find § 3 Ziffer 12 EStG 1939 gemäß ein⸗ 
kommenſteuerfrei. Eine ſteuerfreie Beihilfe im 
Sinn des § 3 Ziffer 12 EStG 1939 iſt Abſchnitt 16 EStR 
für 1939 gemäß auch gegeben, wenn dadurch ganz oder teil⸗ 
weile Aufwendungen gedeckt werden ſollen, die $ 10 EStG 
1939 gemäß Sonderausgaben ſind. Dieſe Aufwen⸗ 
dungen dürfen jedoch, ſoweit ſie durch eine ſteuerfreie 
Beihilfe gedeckt ſind, nicht als Sonderausgaben 
berückſichtigt werden. 

Ein Finanzamt fragt, ob die Deckung von Sonder: 
ausgaben durch ſolche Beihilfen für die Ermittlung des 
Höchſtbetrags von Bedeutung iſt, der § 10 Abſatz 2 Ziffer 3 
EStG 1939 gemäß für den Abzug von Sonderausgaben 
vorgeſehen iſt. 


Beiſpiel: 

Ein Dentiſt, zu deſſen Haushalt ſeine Ehefrau und ein 
minderjähriges Kind gehören, iſt zum Wehrdienſt eingezogen. 
Der Dentiſt iſt eine Lebensverſicherung mit einer Jahres⸗ 
prämie von 1400 RM eingegangen. Der Höchſtbetrag für die 
abzugsfähigen Sonderausgaben iſt in dieſem Fall 8 
Abſatz 2 Ziffer 3 ESt 1939 gemäß 1100 RM groß. Die An» 
gehörigen des Dentiſten erhalten zur Aufrechterhaltung der 
Lebensverſicherung eine Beihilfe von 400 RM. Beträgt in 
dieſem Fall der Höchſtſatz ſtatt 1100 RM nur 1 400 RM 
— 400 RM = 1000 RM 2 


Der Höchſtbetrag der abzugsfähigen Sonderaus⸗ 
gaben wird an ſich durch den Empfang ſteuerfreier Beihilfen 
nicht berührt. Er bleibt deshalb in dem Beiſpiel 1 100 NM 
groß. Es iſt aber zu beachten, daß die Aufwendungen, die 
durch die ſteuerfreie Beihilfe gedeckt ſind, über⸗ 
haupt nicht als Sonderausgaben berückſichtigt wer⸗ 
den dürfen. Es iſt nur zu prüfen, ob die aus eigener Taſche 
gezahlten Sonderausgaben den Höchſtbetrag überſteigen 
oder nicht. In dem Beiſpiel haben die Angehörigen des 
Dentiſten aus eigener Taſche 1000 RM aufgewendet. Dieje 
Aufwendungen überſteigen nicht den Höchſtbetrag von 
1100 RM. Sie find voll abzugsfähig. Würde in dem Bei⸗ 
ſpiel die Beihilfe nicht 400 RM, ſondern nur 200 AM be» 
tragen, ſo müßten die Angehörigen aus eigener Taſche 
1200 RM aufwenden. Als Sonderausgaben könnten aber 
nicht volle 1200 RM, ſondern nur der Höchſtbetrag von 
1100 RM berückſichtigt werden. 


5. Honorarverteilung der Arzte während des Kriegs 


Die Kriegsverhältniſſe haben dazu geführt, daß viele 
Arzte zur Wehrmacht eingezogen worden ſind. Die Ein⸗ 
ziehungen haben in manchen Teilen des Reichs einen ſolchen 
Umfang erreicht, daß es erforderlich war, andere nicht zur 
Wehrmacht eingezogene Arzte — oft im Weg der Notdienſt⸗ 
verpflichtung — in den von Arzten entblößten Gebietsteilen 
einzuſetzen. Es ergab ſich daraus die Notwendigkeit, eine 
von den Friedensverhältniſſen abweichende Honorar⸗ 
verteilung vorzunehmen, ſoweit es ſich um die Einnahmen 
aus Krankenkaſſen handelt. Daraus entſtanden ſteuerlich 
mehrere Zweifelsfragen. Bei Beantwortung dieſer Fragen 
ſind die folgenden Fälle zu unterſcheiden: 


a) Ein Arzt iſt nicht zur Wehrmacht eingezo⸗ 
gen, ſondern übt ſeine Praxis weiterhin wie bisher 
aus. Die Kaſſenärztliche Vereinigung Deutſchlands be⸗ 
hält ſolchen Arzten bei Auszahlung der verdienten 
kaſſenärztlichen Honorare gewiſſe, nicht unerhebliche 
Beträge zur Deckung der Ausgaben ein, 
die der Kaſſenärztlichen Vereinigung durch die Kriegs- 
verhältniſſe entſtehen. Dieſe einbehaltenen Beträge ſind 
bei den Arzten Betriebsausgaben und deshalb 
nicht ſteuerpflichtig. 


b) Die Arzte, die zur Wehrmacht eingezogen 
ſind und ihre Praxis nicht mehr ausüben können, wür⸗ 
den dadurch ihre Einnahmen aus ſelbſtändiger Arbeit ver⸗ 
lieren. Dieſes Ergebnis wäre im Intereſſe der ärztlichen 
Verſorgung nicht tragbar. Die Kaſſenärztliche Vereinigung 
Deutſchlands weiſt deshalb ſolchen Arzten beſtimmte Be⸗ 
träge auch nach ihrer Einberufung weiter zu. Dieſe Be⸗ 
träge ſind Betriebseinnahmen des eingezogenen 
Arztes. Sie ſind bei der Ermittlung der Einkünfte aus 
ſelbſtändiger Arbeit anzuſetzen. Es beſtehen keine Be⸗ 
denken, in dieſen Fällen die ordnungsmäßige Veran⸗ 
lagung durchzuführen. 


c) Die Kaſſenärztliche Vereinigung Deutſchlands beruft in 
ſolche Gebietsteile, die ſtark von Arzten entblößt find, 
ſogenannte Hilfskaſſenärzte. Dieſe Arzte find oft 
auf Grund der Notdienſtverpflichtung tätig. 
Die Hilfskaſſenärzte bekamen bis zum 1. April 1940 ge⸗ 
wiſſe Vergütungen nach den Grundſätzen, die für die Nor⸗ 
dienſtverpflichteten maßgebend waren. Ab 1. April 1940 
iſt vorgeſehen, daß die Hilfskaſſenärzte neben feſten Ver⸗ 
gütungen einen beſtimmten Anteil an den durch ſie ver⸗ 
dienten Honoraren erhalten. Es iſt zweifelhaft geworden, 
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ob es ſich bei den Hilfskaſſenärzten um Arbeitnehmer 
handelt, die mit ihren Bezügen von der Kaſſenärztlichen 
Vereinigung dem Steuerabzug vom Arbeitslohn (Lohn⸗ 
ſteuer) unterliegen. Die Frage iſt zu verneinen. Die 
Hilfskaſſenärzte ſind grundſätzlich als Bezieher von 
Einkünften aus ſelbſtändiger Arbeit zu 
behandeln und deshalb zur Einkommenſteuer zu ber- 
anlagen. Die Einzelheiten der Veranlagung werden 
demnächſt durch einen beſonderen Runderlaß des Reichs- 
miniſters der Finanzen geregelt werden. 


6. Urlaubsrückſtellungen 
a) 

Der Ausbruch des uns aufgezwungenen Kriegs hat im 
Zug der kriegswirtſchaftlichen Maßnahmen zunächſt eine all⸗ 
gemeine Urlaubsſperre zur Folge gehabt. Dieſe Urlaubs⸗ 
ſperre galt insbeſondere auch für die induſtriellen und 
Handelsbetriebe. Die Urlaubsſperre iſt ab 15. Januar 1940 
wieder aufgehoben worden. Viele Gefolgſchaftsmitglieder 
konnten ihren Urlaub, der ihnen für das Jahr 1939 zuſtand, 
im Kalenderjahr 1940 nachholen. Es ergab ſich dadurch für 
die Arbeitgeber die Notwendigkeit, Urlaubsgelder, die an 
ſich im Jahre 1939 zu zahlen geweſen wären und den Be⸗ 
triebsgewinn dieſes Jahres gemindert hätten, erſt im Jahr 
1940 (Wirtſchaftsjahr 1940/41) auszuzahlen. 


Ein Finanzamt fragt an, ob dieſe Arbeitgeber bei Auf⸗ 
ſtellung des Hauptabſchluſſes für das Jahr 1939 (Wirt⸗ 
ſchaftsjahr 1939/40) eine Rückſtellung für die Ur⸗ 
laubsgelder bilden können, die bei normaler Entwick⸗ 
lung der Verhältniſſe im Kalenderjahr 1939 (Wirtſchafts⸗ 
jahr 1989/40) zu zahlen geweſen wären, jetzt aber in ein 
ſpäteres Jahr (Wirtſchaftsjahr) verlagert worden ſind. 


Die Frage iſt zu bejahen. Die Urlaubsgelder ge⸗ 
hören wirtſchaftlich in das Kalenderjahr (Wirtſchaftsjahr), 
in dem bei normaler Entwicklung der Verhältniſſe der 
Urlaub von den Gefolgſchaftsmitgliedern genommen und 
das Urlaubsgeld zu zahlen geweſen wäre. Es wäre wirt⸗ 
ſchaftlich unzutreffend, wenn etwa das folgende Wirtſchafts⸗ 
jahr mit den Urlaubsgeldern für zwei Jahre (den nachge⸗ 
holten Urlaubsgeldern aus dem Vorjahr und den laufenden 
Urlaubsgeldern) belaſtet würde. Es iſt betriebswirtſchaft⸗ 
lich richtig und entſpricht den Grundſätzen ordnungsmäßiger 
Buchführung, ſchon für das Kalenderjahr 1939 (Wirtichafts- 
jahr 1939/0) den Betriebsgewinn um die entſprechenden 
Urlaubsgelder zu mindern. Das geſchieht ſteuerlich in der 
Weiſe, daß unter die Schuldpoſten eine entſprechende Rück⸗ 
ſtellung aufgenommen wird. Die Rückſtellung kann von 
Vollkaufleuten, deren Gewinn nach $ 5 EStG 1939 zu er⸗ 
mitteln iſt, und von den Gewerbetreibenden gebildet wer⸗ 
den, deren Gewinn nach § 4 Abſatz 1 EStG 1939 zu er⸗ 
mitteln iſt. 

= b) 

Es gibt Fälle, in denen die Gefolgſchaftsmitglieder auch 
im Kalenderjahr 1940 (Wirtſchaftsjahr 1940/41) aus wich⸗ 
tigen betrieblichen Erforderniſſen den Urlaub des Kalender⸗ 
jahrs 1939 nicht nachholen können. Es iſt in dieſem Fall 
eine Abgeltung der Urlaubsanſprüche durch 
Geld (Urlaubsabfindung) zuläſſig. Dieſe Urlaubsabfindun⸗ 
gen ſind ſteuerlich ebenſo zu behandeln wie die Urlaubs⸗ 
gelder bei nachgeholtem Urlaub. Es iſt auch für ſie die Bil⸗ 
dung einer (ſteuerfreien) Rückſtellung im Hauptabſchluß für 
das Jahr 1939 (Wirtſchaftsjahr 1939/40) nach den obigen 
Grundſätzen zuläſſig. 


B. Fragen, die ſich bei den einzelnen Einkunftsarten ergeben 
haben 
7. Einkünfte aus Land- und Forſtwirtſchaft 
a) 
Es iſt zur Sicherſtellung der Ernährung des Deutſchen 


Volks erforderlich, daß möglichſt alle land⸗ und forſtwirt⸗ 
ſchaftlich oder gärtneriſch nutzbaren Grundſtücke auch tat— 


ſächlich genutzt und möglichſt ertragreich geſtaltet werden. 
Es werden deshalb oft Grundſtücke, die an ſich als Bau⸗ 
land anzuſprechen und bei der Einheitsbewertung auch als 
Bauland bewertet find, von dem Eigentümer land⸗ 
wirtſchaftlich oder gärtneriſch ausgenutzt. 


Ein Finanzamt fragt, ob die Einkünfte, die ein Steuer⸗ 
pflichtiger aus dieſer Verwertung des Baulands bezieht, 
Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung oder Einkünfte 
aus Land⸗ und Forſtwirtſchaft find. Die Frage iſt beſonders 
deshalb von Bedeutung, weil Verluſte (Ausgabenüber⸗ 
ſchüſſe) bei den Einkünften aus Vermietung und Verpach⸗ 
tung grundſätzlich unbeſchränkt ſteuerlich berückſichtigt wer⸗ 
den können (Ausgleich mit den Ergebniſſen aus anderen 
Einkunftsarten). Verluſte aus Land- und Forſtwirtſchaft 
dürfen dagegen § 13 Abſatz 3 Satz 3 EStG 1939 gemäß bei 
Ermittlung des Einkommens nur ausgeglichen oder abgezo⸗ 
gen (8 10 Abſatz 1 Ziffer 4) werden, wenn fie 1000 RM 
überſteigen. 


Die gärtneriſche Nutzung eines Grund⸗ 
tüds iſt grundſätzlich Ausübung der Landwirtſchaft. 
Die Einkünfte daraus find Einkünfte aus Land⸗ 
wirtſchaft. Es iſt dabei unerheblich, daß es ſich bei der 
genutzten Fläche um Bauland handelt, das ſeiner eigent⸗ 
lichen Zweckbeſtimmung nach nicht zur landwirtſchaftlichen 
(gärtneriſchen) Nutzung beſtimmt iſt. Es kommt entſcheidend 
darauf an, daß das Grundſtücktatſächlich landwirtſchaft⸗ 
lich (gärtneriſch) genutzt iſt. Verluſte aus der Bewirtſchaftung 
ſolcher Grundſtücke ſind deshalb ſteuerlich nur zu berück⸗ 
ſichtigen, wenn fie 1000 RM überſteigen. Einkünfte aus 
ſolchen Grundſtücken werden im vollen Umfang zur Ein⸗ 
kommenſteuer herangezogen, wenn das Einkommen den Be⸗ 
trag von 8000 RM überſteigt. Überſteigt das Einkommen 
dieſen Betrag nicht, ſo werden dieſe Einkünfte zur Ein⸗ 
kommenſteuer nur herangezogen, ſoweit ſie den Betrag von 
3 000 RM itberfteigen. 


b) 

Überſteigt das Einkommen eines Steuerpflichtigen nicht 
den Betrag von 8000 RM, ſo werden die Einkünfte aus 
Land- und Forſtwirtſchaft zur Einkommenſteuer nur heran⸗ 
gezogen, ſoweit fie den Betrag von 3000 RM überfteigen 
(8 13 Abſatz 3 Satz 2 EStG 1939). 


Ein Finanzamt fragt, ob dieſe Vorſchrift auch dann un⸗ 
eingeſchräukt gilt, wenn ein landwirtſchaftlicher oder forſt⸗ 
wirtſchaftlicher Betrieb von mehreren Steuerpflich⸗ 
tigen auf gemeinſame Rechnung ausgeübt wird, d. h. ob 
bei jedem der Beteiligten die Einkünfte aus Land- und 
Forſtwirtſchaft um den Betrag von 3 000 RM zu kürzen find. 


Der Reichsminiſter der Finanzen hat zu dieſer Frage 
ſchon in einem Erlaß vom 5. März 1932 S 2209 — 25 III 
Abſchnitt B III Ziffer 3 Stellung genommen. Es iſt dort 
angeordnet: „Wird ein landwirtſchaftlicher und forſtwirt⸗ 
ſchaftlicher Betrieb von mehreren auf gemeinſame Rechnung 
ausgeübt, fo gilt die Freilaſſung der erſten 6000 RM der 
Einkünfte aus Land- und Forſtwirtſchaft (jetzt 3 000 RM) 
von der Einkommenſteuer für jeden der Beteiligten.“ Der 
Reichsfinanzhof hat ſich in ſtändiger Rechtſprechung dieſer 
Auffaſſung angeſchloſſen. Die beſonderen ſteuerlichen Erleich- 
terungen für Land- und Forſtwirte im § 13 Abſatz 3 EStG 
1939 beruhen auf dem Gedanken, daß die Einkommenſteuer 
der Landwirte und Forſtwirte mit kleinerem Einkommen 
durch die Grundſteuer, die auf dem Grundbeſitz laſtet, ab⸗ 
gegolten ſein ſoll. 


Es iſt aber zuzugeben, daß die Anordnungen in dem 
Erlaß vom 5. März 1932 überprüft werden müſſen. Es 
kann zweifelhaft ſein, ob auch nach dem Einkommenſteuer⸗ 
geſetz 1939 (erhöhte Beſteuerung der Ledigen, Einführung 
der Steuergruppe II) und nach der Einführung des Kriegs⸗ 
zuſchlags zur Einkommenſteuer noch daran feſtgehalten 
werden kann, daß bei mehreren Beteiligten an einem land⸗ 
und forſtwirtſchaftlichen Betrieb jeder der Beteiligten den 
Freibetrag von 3000 RM zugebilligt erhält. Entſprechende 
Maßnahmen werden abgewartet werden müſſen. 
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8. Einkünfte aus Gewerbebetrieb 


a) 

Im Abſchnitt 6 Abſatz 3 EStR für 1939 iſt hinſichtlich 
der Zugehörigkeit von Grundſtücken zum Betriebsvermögen 
das folgende beſtimmt: 

„Ein Vollkaufmann darf den Teil eines Grundſtücks, der 
eigenen Wohnzwecken dient, nur dann in das Vetriebsver⸗ 
mögen aufnehmen, wenn der Wert dieſes Grundſtücksteils 
weniger als die Hälfte des Werts des ganzen Grundſtücks be⸗ 
trägt und der andere Teil des Grundſtücks betrieblichen 
Zwecken dient.“ 


Ein Finanzamt fragt, ob dieſer Grundſatz auch dann 
gilt, wenn der Teil eines Grundſtücks, der eigenen Wohn⸗ 
zwecken dient, zwar weniger als die Hälfte des Werts 
des ganzen Grundſtücks beträgt, der andere Teil des Grund— 
ſtücks aber nicht nur betrieblichen Zwecken, 
ſondern auch anderen Zwecken, z. B. Vermie⸗ 
tungszwecken dient. 

Beiſpiel: 

Ein Vollkaufmann nutzt ein Grundſtück zu einem Drittel 
betrieblich, zu einem Drittel zu eigenen Wohnzwecken und zu 
einem Drittel durch Vermietung an Dritte. Kann dieſer Voll⸗ 
kaufmann das ganze Grundſtück in ſein Betriebsvermögen 
aufnehmen? 


Es ſind in dieſem Fall zwar nicht alle Vorausſetzungen 
erfüllt, die nach dem Wortlaut der Einkommenſteuer-Richt⸗ 
linien und Körperſchaftſteuer-Richtlinien für 1939 für die 
Hinzurechnung des ganzen Grundſtücks zum Betriebs⸗ 
vermögen erforderlich find. Der „andere Teil des Grund⸗ 
ſtücks“ dient nicht ausſchließlich betrieblichen Zwecken, 
ſondern auch der Erzielung von Einkünften aus Vermietung 
und Verpachtung durch die Vermietung an Dritte. Die ge⸗ 
ſtellte Frage iſt trotzdem zu bejahen. Vollkaufleute find be⸗ 
rechtigt, auch ſolche Grundſtücke und Grundſtücksteile, die 
nicht dem eigenen Betrieb dienen, durch entſprechende bud)- 
mäßige Behandlung in ihr Betriebsvermögen aufzunehmen. 
Macht in dem Beiſpielsfall der Vollkaufmann von dieſem 
Recht Gebrauch, dann gehören der eigenbetrieblich genutzte 
Teil des Grundſtücks ohne weiteres und der durch Ver⸗ 
mietung genutzte Teil kraft buchmäßiger Behandlung zum 
Betriebsvermögen. Es iſt dann auch gerechtfertigt, den zu 
eigenen Wohnzwecken genutzten Teil des Grundſtücks zum 
Betriebsvermögen zu rechnen, wenn der Kaufmann in ſeiner 
Buchführung und in den Hauptabſchlüſſen entſprechend ver- 
fährt, und wenn dieſer Grundſtücksteil weniger als die 
Hälfte des Werts des ganzen Grundſtücks beträgt. 


b) 

Ein Steuerpflichtiger macht in ſeinem Hauptabſchluß 
zum 31. Dezember 1989 erhöhte Rückſtellungen für 
Forderungen geltend. Es handelt ſich dabei um 
Forderungen gegen Schuldnerim neutralen Aus⸗ 
land. Der Steuerpflichtige begründet feine Maßnahme all: 
gemein damit, daß ſeine Forderungen gegen Schuldner im 
neutralen Ausland in erheblichem Maß gefährdet ſeien. Es 
beſtehe die Gefahr, daß die neutralen Staaten in den Krieg 
verwickelt würden. Er müſſe dieſe Tatſachen als vorſichtiger 
Kaufmann bei der Bewertung der Forderungen berück⸗ 
ſichtigen. 1 

Das Finanzamt fragt, ob dieſes politiſche Riſiko 
= der Bewertung der Forderungen berückſichtigt werden 
ann. 

Die Bewertung von Forderungen gegen neutrale Aus⸗ 
länder iſt in dem Erlaß vom 15. April 1940 8 2130 — 332 III 
abſchließend geregelt. Es können bei ſolchen Forderungen 
nur das Kreditriſiko und gegebenenfalls der er⸗ 
ſchwerte Transfer ſteuerlich berückſichtigt werden. 
Ein politiſches Riſiko wird ſteuerlich nicht aner- 
kannt. ö 

C. 


Der Reichsfinanzhof hat den Grundſatz aufgeſtellt, daß 
Gebäude. die durch Vermietung und Verpachtung genutzt 
werden, ſtets als Ganzes der Berechnung der Ab⸗ 
nutzungsabſetzungen zu unterwerfen ſind. Es iſt nicht 


zuläſſig, ein ſolches Gebäude für die Ermittlung der 
Abnutzungsabſetzungen in ſeine Teile zu zerlegen und die 
Aufwendungen für jeden einzelnen Teil (3. B. Dach, Faſ⸗ 
ſade, Treppe, Türen, Fenſter) entſprechend der Nutzungs⸗ 
dauer des Teils abzuſetzen. Dieſer Grundſatz gilt auch für 
die ſogenannten beſonderen Anlagen, z. B. Fahr⸗ 
ſtuhlanlagen, Zentralheizungsanlagen. Die Aufwendungen 
für ſolche beſonderen Anlagen ſind den Anſchaffungskoſten 
des Gebäudes hinzuzurechnen und zuſammen mit dieſen 
entſprechend der Nutzungsdauer (Reſtnutzungsdauer) des 
ganzen Gebäudes auf die einzelnen Jahre zu verteilen. 

Ein Finanzamt fragt, ob auch bei Gebäuden, die 
zu einem Betriebsvermögen gehören, die 
beſonderen Anlagen nur zuſammen mit den An⸗ 
ſchaffungskoſten des Gebäudes abgeſchrieben werden 
können. 

Die Frage iſt zu verneinen. Die Rechtſprechung des 
Reichsfinanzhofs, die bei den Einkünften aus Vermietung 
und Verpachtung die Vornahme beſonderer Abnutzungs⸗ 
abſetzungen für die beſonderen Anlagen ablehnt, iſt zu 
einem weſentlichen Teil auf praktiſchen Erwägungen 
begründet. Es wäre praktiſch ſehr ſchwer, bei den Ein⸗ 
künften aus Vermietung und Verpachtung, bei denen der 
Üüberſchuß der Einnahmen über die Werbungskoſten be⸗ 
ſteuert wird, eine getrennte Behandlung zwiſchen Grund⸗ 
ſtück und beſonderen Anlagen vorzunehmen. Bei Be⸗ 
triebsgrundſtücken macht dagegen die getrennte Be⸗ 
handlung der beſonderen Anlagen keine praktiſchen 
Schwierigkeiten. Es iſt zuläſſig und möglich, dieſe 
beſonderen Anlagen in einem beſonderen Konto, z. B. dem 
Konto „Fahrſtuhl“ feſtzuhalten und dieſes Konto entſpre⸗ 
chend der Nutzungsdauer des Fahrſtuhls abzuschreiben. Eine 
Verpflichtung des Gewerbetreibenden ſo zu verfahren, beſteht 
nicht. Er kann auch die Aufwendungen für beſondere An- 
lagen den Anſchaffungskoſten des Gebäudes (dem Gebäude⸗ 
konto) zuſchlagen und von dem Geſamtbetrag entſprechend 
der Nutzungsdauer des ganzen Gebäudes die Abſchreibun⸗ 
gen und die Abnutzungsabſetzungen vornehmen. 


9. Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung 


a) 

§ 21 Abſatz 2 EStG 1939 gemäß gehört zu den Ein⸗ 
künften aus Vermietung und Verpachtung auch der Nutzungs⸗ 
wert einer Wohnung, die dem Steuerpflichtigen ganz oder 
teilweiſe unentgeltlich überlaſſen iſt. Dieſer Grundſatz gilt 
dann nicht, wenn die Wohnung einem g ei e tzlä ch um enr⸗ 
halts berechtigten unentgeltlich überlaſſen it. Das 
ergibt ſich aus § 12 Ziffer 2 EStG 1939. Nach dieſer Vor⸗ 
ſchrift ſind Zuwendungen an geſetzlich unterhaltsberechtigte 
Perſonen weder bei den einzelnen Einkunftsarten noch vom 
Geſamtbetrag der Einkünfte abzugsfähig. Es ergibt ſich 
daraus für den Fall des § 21 Abſaß 2 ESt 1939, daß bei 
unentgeltlicher Überlaſſung einer Wohnung an einen geſetz⸗ 
lich Unterhaltsberechtigten der Mietwert dieſer Wohnung 
von dem Überlaſſenden zu verſteuern iſt. Er iſt — entgegen 
dem Wortlaut des 8 21 Abſatz 2 — nicht von dem geſetzlich 
Unterhaltsberechtigten zu verſteuern, dem die Wohnung un⸗ 
entgeltlich überlaſſen iſt. § 12 Ziffer 2 EStG 1939 geht in⸗ 
ſoweit dem § 21 Abſatz 2 ao 1939 15 Ri 

"in Finanzamt fragt, ob eine Wohnung, die einem 
Drit 1920 (n icht Unterhaltsberechtigten) freiwillig 
unentgeltlich überlaſſen wird von dem Überlaſſenden 
oder dem Wohnungsinhaber zu verſteuern iſt. 

8 12 Ziffer 2 EStG 1939 gemäß find nicht nur Zu⸗ 
wendungen an geſetzlich unterhaltsberechtigte Perſonen, 
ſondern auch alle freiwilligen Zuwendungen hei der 
Einkommenſteuer nicht zu berückſichtigen. Es ergibt ſich 
daraus, daß bei freiwilliger unentgeltlicher Überlaſſung der 
Wohnung an einen Dritten ebenſo wie bei der Uberlaſſung 
an einen geſetzlich Unterhaltsberechtigten der 1 der 
Wohnung von dem Üüberlaſſenden, nicht bon Dem 
Wohnungsbenutzer zu verſteuern iſt. § 12 Ziffer 2 
EStG 1939 geht auch inſoweit dem § 21 Abſatz 2 EStG 
1939 vor. 
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Beiſpiel: 

Ein mohlhabender Fabrikant überläßt ſeiner langjährigen 
Haushälterin unentgeltlich eine kleine Wohnung in einem 
Mietwohngrundſtück, das ihm gehört. Er behält ſich vor, die 
Räumung der Wohnung jederzeit zu verlangen. Der Miet⸗ 
wert der Wohnung iſt in dieſem Fall von dem Fabrikanten, 
nicht von der Haushälterin zu verſteuern. 


b) 

Ein Steuerpflichtiger beſitzt ein von ihm ſelbſt bewohn⸗ 
tes Einfamilienhaus. Ter Mietwert für dieſes Einfamilien⸗ 
haus wird nach der Verordnung über die Bemeſſung des 
Nutzungswerts der Wohnung im eigenen Einfamilienhaus 
vom 26. Januar 1937 (RStBl 1937 S. 161) ermittelt. Der 
Steuerpflichtige hat im Winter 1939/40 in dem Einfamilien⸗ 
haus große Froſtſchäden erlitten. Er muß dieſe 
Froſtſchäden auf baupolizeiliches Verlangen beſeitigen. Es 
entſtehen ihm dadurch erhebliche Aufwendungen. 


Ein Finanzamt fragt, ob dieſe Aufwendungen ent- 
gegen der Verordnung vom 26. Januar 1937 zu einem 
Verluſt aus Vermietung und Verpachtung führen können. 


Die Frage iſt zu verneinen. Die Verordnung vom 
26. Januar 1937 beſtimmt, daß von dem Grundbetrag 
(3 oder 3½ vom Hundert des Einheitswerts des Ein⸗ 
familienhauſes) nur die Schuldzinſen bis zur Höhe 
des Grundbetrags abgezogen werden können. Alle an- 
deren Aufwendungen für das Haus ſind bereits 
bei der Bemeſſung des Grundbetrags berück— 
ſichtigt. Von dieſer Regelung gibt es nur eine Aus⸗ 
nahme. Abſchnitt 63 EStR für 1939 gemäß können Aufwen⸗ 
dungen für Luftſchutzanlagen in voller Höhe von dem 
Grundbetrag abgezogen werden, auch wenn ſich dadurch ein 
Verluſt ergibt. Es muß bei dieſer Ausnahme ſein Bewenden 
haben. Der Grundbetrag iſt ſo berechnet, daß er die du rch⸗ 
ſchnittlichen Aufwendungen für das Einfamilienhaus 
während der ganzen Nutzungsdauer abgilt. Würde man be⸗ 
ſonders hohe Aufwendungen, die in einem Jahr ent⸗ 
ſtehen, durch Abzug vom Grundbetrag berückſichtigen, fo 
müßte in den Jahren, in denen keine oder nur beſon⸗ 
ders niedrige Aufwendungen entſtehen, ein Zuſchlag 
zum Grundbetrag gemacht werden. Dieſe Unterſuchungen 
ſollen durch die Verordnung vom 26. Januar 1937 gerade 
vermieden werden. 


C. Fragen, die den Pauſchbetrag für Werbungskoſten be⸗ 
ea eee 
treffen 


10. Verluſte durch Abzug des Pauſchbetrags 


810 ESt DB 1939 gemäß iſt für Werbungskoſten ein 
Pauſchbetrag von 200 AM abaufeken, wenn die Ein- 
nahmen aus wiederkehrenden Bezügen im Sinn des § 22 
Ziffer! des Geſetzes im Veranlagungszeitraum 2400 RM 
nicht überſteigen. Das gleiche gilt bei Einnahmen aus Kapi⸗ 
talpermögen, wenn ſie im Veranlagungszeitraum 1500 RM 
nicht überſteigen. 


N Ein Finanzamt fragt, ob der Abzug des Pauſchbetrags 
für Werbungskoſten in dieſen Fällen zu einem Ver luſt 
(negativen Einkünften) führen kann, wenn die Einnahmen 
aus den wiederkehrenden Bezügen oder aus Kapitalver⸗ 
mögen kleiner als der Pauſchbetrag ſind. 


„Die Frage iſt zu verneinen. Es entſpricht nicht dem 
Sinn und Zweck des § 10 E Std 1939, in ſolchen Fällen 
ſteuerlich negative Einkünfte anzuſetzen, die mit poſitiven Ein⸗ 
künften aus anderen Einkunftsarten auszugleichen wären. 


11. Pauſchbetrag bei Zuſammentreffen von 
nahmen und wiederkehrenden Bezügen 


Treffen bei einem Steuerpflichtigen wiederkehrende Be⸗ 
züge und Einnahmen aus Kapitalvermögen zuſammen. ſo 
iſt § 10 Abſatz 2 ESt DB 1939 gemäß der Pauſchbetrag für 
Werbungskoſten, der in Ziffer 9 bezeichnet iſt, nur ein- 


Kapitalein⸗ 


mal, und zwar bei der Einkunftsart mit den höheren Ein⸗ 
nahmen, abzuſetzen. 

Ein Finanzamt fragt, wie in dem folgenden Beiſpiels⸗ 
fall zu verfahren iſt: 
Beiſpiel: 

Ein Steuerpflichtiger hat 1000 RM Einnahmen aus 
Kapitalvermögen und 1800 RM e Leibrente. Es find ihm bei 
den Einnahmen aus dem Kapitalvermögen 50 RM Werbungs⸗ 
koſten entſtanden, bei der Rente keine Werbungskoſten. Iſt es 
in dieſem Fall zuläſſig, bei der Rente den Pauſchbetrag von 
200 RM und bei den Einnahmen aus Kapitalvermögen die 
tatſächlich entſtandenen Werbungskoſten von 50 RM abzu⸗ 
ſetzen? 


Die Frage iſt zu bejahen. Es iſt bei dem Zuſammen⸗ 
treffen von Kapitaleinnahmen und wiederkehrenden Bezügen 
nicht ausgeſchloſſen, bei der Einkunftsart mit den höheren 
Einnahmen den Pauſchbetrag und bei der anderen Ein⸗ 
e die tatſächlich entſtandenen Werbungskoſten an⸗ 
zuſetzen. 


D. Fragen, die die Höhe der Einkommenſteuer (den Tarif) 
betreffen 


12. Beſchränkung der Kinderermäßigung für Angehörige 
der Steuergruppen I und II 


Steuerpflichtige, die an ſich in die Steuergruppen I 
oder II fallen, bei denen aber die Vorausſetzungen für die 
Gewährung einer Kinderermäßigung erfüllt ſind, erlangen 
dadurch oft einen un verhältnismäßig hohen ſteuerlichen 
Vorteil. Sie überſpringen die Steuergruppe III und ge⸗ 
langen unmittelbar in die Steuergruppe IV. Es iſt deshalb 
vorgeſehen, daß der ſteuerliche Vorteil in dieſen Fällen einer 
gewiſſen Beſchränkung unterliegt. Die Steuerermäßi⸗ 
gung (die Ermäßigung gegenüber dem Steuerbetrag der 
Steuergruppe I oder II) für Perſonen, die weder eheliche 
Abkömmlinge noch Stiefkinder des Steuerpflichtigen ſind, 
darf bei Steuerpflichtigen, die ohne dieſe Perſonen in die 
Steuergruppe I oder Il fallen würden, 720 RM für jede 
Perſon nicht überſteigen. 

Ein Finanzamt fragt, ob unter „Stief kindern“ in 
dieſem Sinn nur eheliche Stiefkinder zu verſtehen ſind 
oder ob darunter auch ſolche Stiefkinder fallen, die unehelich 
geboren ſind. 

Beiſpiel: 

Ein Steuerpflichtiger iſt kinderlos verheiratet. In feinem 
Haushalt lebt ſein uneheliches Kind. Der Steuerpflichtige 
ſtirbt. Seine Ehefrau behält ſein uneheliches Kind weiter in 
ibrem Haushalt. Die Ehefrau würde ohne das Kind in die 
Steuergruppe J zurückfallen. Steht ihr, ſolange das Kind in 
ihrem Haushalt lebt, die Kinderermäßigung unbeſchränkt oder 
nur in Höhe von 720 RM zu? 


Stiefkinder im Sinn von 8 32 Abſatz 5 Ziffer 5 EStG 
1939 ſind nur eheliche Stiefkinder. Das Wort 
„eheliche“ im § 32 Abſatz 5 Ziffer 5 bezieht ſich ſowohl auf 
die Abkömmlinge als auf die Stiefkinder. Eine 
andere Entſcheidung würde zu untragbaren Ergebniſſen 
führen. Hinweis auf DStZ 1940 S. 238. 


18: N ki de im Sinn von $ 32 Abſätze 1 bis 3 EStG 


Es iſt im $ 32 Abſätze 1 bis 3 EStG 1939 vorgeſehen, daß 
Steuerpflichtige, die früher wegen eines nichtjüdiſchen Stief⸗ 
kinds Kinderermäßigung gehabt haben, niemals in die 
Steuergruppen J oder II fallen können. Dieſe Steuerpflich⸗ 
tigen fallen immer in die Steuergruppe III, wenn nicht die 
Vorausſetzungen für die Anwendung der Steuergruppe IV 
gegeben ſind. 

Ein Finanzamt fragt, ob unter Stiefkindern in dieſem 
Sinn nur eheliche Stiefkinder oder auch uneheliche 
Stiefkinder zu verſehen ſind. 

Es find unter den Stiefkindern im Sinn des § 32 
Abſätze 1 bis 3 EStG 1939 nur eheliche Stiefkinder zu 
verſtehen. Die Auslegung des Begriffs „Stiefkinder“ iſt 
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hier die gleiche wie bei § 32 Abſatz 5 Ziffer 5 (Hinweis auf 
den vorhergehenden Abſchnitt 12). Würde man anders ent⸗ 
ſcheiden, ſo würden untragbare Ergebniſſe auftreten. Es 
wäre dann z. B. denkbar, daß ein unehelicher Vater, der mit 
einer anderen Frau als der Kindesmutter verheiratet iſt, 
ohne daß aus dieſer Ehe ein Kind hervorgegangen iſt, nach 
Auflöſung der Ehe in die Steuergruppe I zurückfällt. Seine 
Ehefrau würde, wenn das uneheliche Kind des Mannes in 
dem Haushalt der Ehegatten gelebt hat, nach Auflöſung 
der Ehe in Steuergruppe III verbleiben. Sie hat dann 
„früher wegen eines (unehelichen) Stiefkinds Kinderer⸗ 
mäßigung gehabt“. Sie wäre beſſergeſtellt als unter ſonſt 
gleichen Vorausſetzungen der uneheliche Vater ſelbſt. Das 
wäre nicht gerechtfertigt. 


14. Höhe der Kinderermäßigung wegen Übernahme der 
Koſten für den Unterhalt und die Erziehung (Berufs⸗ 
ausbildung) 
§ 32 Abſatz 5 Ziffern 2 und 3 EStG 1939 gemäß kommt 

die Gewährung einer Kinderermäßigung auch dann in Be⸗ 

tracht, wenn ein Steuerpflichtiger überwiegend die Koſten 
des Unterhalts und der Erziehung (der Berufsausbildung) 
für ein Kind oder einen anderen nahen Angehörigen trägt. 

Die Höhe der Kinderermäßigung iſt allerdings dann auf 

720 RM beſchränkt, wenn der Steuerpflichtige ohne dieſe 

Kinder (Angehörigen) in die Steuergruppe I oder II fallen 

würde und es ſich bei dieſen Perſonen weder um eheliche 

Abkömmlinge noch um eheliche Stiefkinder des Steuer⸗ 

pflichtigen handelt. Hinweis auf Abſchnitte 12 und 13. 
Ein Finanzamt weiſt darauf hin, daß trotz der Be ⸗ 

ſchränkung der Höhe der Kinderermäßigung in dieſen 

Fällen die erlangten Steuervorteile oft größer 

ſind als die von den Steuerpflichtigen aufgewendeten 

Koſten. Das Finanzamt fragt, ob in ſolchen Fällen die 

Kinderermäßigung nicht auf den Betrag 

der tatſächlichen Aufwendungen zu be⸗ 

ſchränken iſt. 

Die Frage iſt zu verneinen. Es handelt ſich bei 
der Gewährung der Kinderermäßigungen um eine beſon⸗ 
dere tarifliche Maßnahme, die von der Berückſichtigung 
außergewöhnlicher Belaſtungen 8 33 EStG 1939 gemäß ver⸗ 
ſchieden iſt. Außergewöhnliche Belaſtungen ſind ſteuerlich in 
der Weiſe zu berückſichtigen, daß bei Erfüllung der geſetz⸗ 
lichen Borausſetzungen die Aufwendungen, die durch die 
außergewöhnliche Belaſtung verurſacht find, vom Einkom— 
men abgeſetzt werden. Der Unterichied an Einkommenſteuer, 
die auf das ungekürzte Einkommen und die auf das ge⸗ 
kürzte Einkommen entfällt, bildet die Steuerermäßigung, 
die § 33 EStG gemäß zu gewähren iſt. Die Höhe der Kin⸗ 
derermäßigung iſt dagegen von der Höhe der tatſächlichen 
Aufwendungen unabhängig. Es gehört zwar zu den 
geſetzlichen Vorausſetzungen der Kinderermäßigung, daß 
durch die Aufwendungen des Steuerpflichtigen mehr als die 
Hälfte der Koſten des Unterhalts und der Erziehung (Be⸗ 
rufsausbildung) für das Kind (den Angehörigen) beſtritten 
wird. Trifft das zu, ſo hat die Höhe der Aufwendungen 
für die Höhe der zu gewährenden Kinderermäßigung 
keine Bedeutung. Die Höhe der zu gewährenden 
Kinderermäßigung ergibt ſich zwangsläufig aus dem Ge- 
ſeg. Sie iſt nur durch die Vorſchrift im § 32 Abſatz 5 
Ziffer 5 EStG 1939 beſchränkt. Weitere Beſchränkungen 
ſind durch das Geſetz nicht vorgeſehen. 


15. Steuerermäßigung für Kriegsbeſchädigte 


Kriegsbeſchädigte und gewiſſe, ihnen gleichgeſtellte Per⸗ 
ſonen erhalten Abſchnitt 84 Abſatz 2 EStR für 1939 gemäß 
eine beſonders ausgeſtaltete Steuerermäßi⸗ 
gung für außergewöhnliche Belaſtungen. 
Es iſt ohne Bedeutung, ob ſie noch erwerbstätig ſind oder 
nicht. Es iſt ihnen eine Steuerermäßigung mindeſtens in 
Höhe des Betrags zu gewähren, um den die Einkommen⸗ 
teuer geringer ſein würde, wenn der Steuerpflichtige ein 
Einkommen haben würde, das um gewiſſe, im Abſchnitt 84 
bezeichnete Beträge kleiner iſt. Die Beträge (Pauſchbeträge), 


um die das Einkommen zum Zweck der Berechnung der 
Steuerermäßigung zu kürzen iſt, richten ſich nach dem Grad 
der Minderung der Erwerbsfähigkeit des Kriegsbeſchädigten. 
Sie ſteigen von 200 AM bis 3 000 RM. 

Ein Finanzamt fragt, wie zu verfahren iſt, wenn ein 
Kriegsbeſchädigter tatſächliche Aufwendungen für 
außergewöhnliche Belaſtungen geltend macht. Sind dieſe 
tatſächlichen Aufwendungen auf die Pauſchbe⸗ 
träge anzurechnen, die im Abſchnitt 84 EStR für 
1939 bezeichnet ſind oder nicht? 

Der Fall, in dem ein Steuerpflichtiger, auf den Ab⸗ 
ſchnitt 84 Abſatz 2 EStR für 1939 anzuwenden iſt, noch tat⸗ 
ſächliche Aufwendungen für außergewöhnliche Belaſtungen 
geltend macht, iſt in den EStR für 1939 nicht ausdrück⸗ 
lich geregelt. Der Fall iſt aber, ſoweit es ſich um Arbeit⸗ 
nehmer handelt, im 8 26 Abſatz 5 St DB behan- 
delt. Es iſt dort u. a. das folgende beſtimmt: 

„Macht (ein Kriegsbeſchädigter) ... höhere außergewöhn⸗ 
liche Belaſtungen, die mit der Beſchädigung im Zuſammen⸗ 
hang ſtehen, geltend und beantragt ... er ... die Zu⸗ 
billigung höherer Beträge, fo dürfen die ... Beträge nur inſo⸗ 
weit erhöht werden, als die geſamten außergewöhnlichen 
Belaſtungen ... eine weitere Erhöhung rechtfertigen. Werden 
dagegen außergewöhnliche Belaſtungen geltend gemacht, die 
mit der Beſchädigung in keinem Zuſammenhang ſtehen, z. B. 
Unterhalt bedürftiger Angehöriger, ſo ſind dieſe Aufwendungen 
.. für ſich zu betrachten.“ 


Die Regelung des 8 26 Abſatz 5 L St DB 
iſtſinngemäß auch bei der Veranlagung und 
bei allen Steuerpflichtigen (nicht nur 
Arbeitnehmern) anwendbar. Aufwendungen für 
außergewöhnliche Belaſtungen, die mit der Beſchädigung 
zuſammenhängen, ſind auf die Beträge anzu⸗ 
rechnen, die im Abſchnitt 84 Abſatz 2 EStR für 1939 
bezeichnet ſind. Sind dieſe Aufwendungen höher als die 
Pauſchbeträge, ſo ſind nur ſie, nicht auch die Pauſchbeträge 
zu berückſichtigen. Sind fie niedriger, fo werden nur die 
Pauſchbeträge berückſichtigt. Aufwendungen für außerge⸗ 
wöhnliche Belaſtungen, die mit der Beſchädigung in 
feinem Zuſammenhang ſtehen, z. B. Unterhalt be- 
dürftiger Angehöriger, ſind neben den Pauſchbeträgen für 
ſich zu berückſichtigen. 


16. Ausaleich von Härten bei der Veranlagung (8 25 
ES:DB 1939) 


Wird ein Arbeitnehmer nur auf Grund des § 46 Ab⸗ 
ſatz 1 Ziffer 2 EStG 1939 veranlagt, ſo darf der Steuer⸗ 
betrag, der nach Anrechnung der Steuerabzugsbeträge noch 
zu erheben iſt, einen gewiſſen Hundertſatz der Einkünfte 
nicht überſteigen, von denen der Steuerabzug nicht vor⸗ 
genommen iſt (§ 25 ESIDB 1939). Dieſe Vorſchrift iſt 
nicht anzuwenden, wenn die Einkünfte, von denen der 
Steuerabzug vom Arbeitslohn nicht vorzunehmen war, 
2 000 RM übersteigen. 


Die Vorſchrift des §S 25 ESt DB 1939 hat zu verſchie⸗ 
denen Zweifeln geführt. 


a 

Ein Finanzamt fragt, wie ſich 825 ESt DB1939 
zu 833 EStG 1939 (Gewährung einer 
Steuerermäßigung wegen außergewöhn⸗ 
licher Belaſtung) verhält. Das Finanzamt weiſt 
darauf hin, daß ſich Fälle ergeben können, in denen ſich durch 
das Zuſammentreffen der Vorſchriften im 8 33 EStG 1939 
und im 8 25 ESt DDB 1939 die Steuerermäßigung wegen 
außergewöhnlicher Belaſtung nicht auswirken kann. Es er⸗ 
gibt ſich dann, daß Steuerpflichtige mit gleichen Einkünften 
die gleiche Steuer zu entrichten haben, obwohl dem einen 
Steuerpflichtigen eine Ermäßigung 8 33 EStG 1939 gemäß 
zuſteht, dem anderen Steuerpflichtigen aber nicht. 
Beiſpiel: . 

Das folgende Beiſpiel 1 betrifft einen Steuerpflichtigen 
der Steuergruppe III ohne außergewöhnliche Belaſtung. Das 
Beiſpiel 2 betrifft einen Steuerpflichtigen der gleichen Steuer. 
gruppe mit den gleichen Einkünften wie Beiſpiel 1, aber mit 
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einer außergewöhnlichen Belaſtung durch Krankheitskoſten von 
675 RM. 


Beiſpiel 1 Veiſpiel 2 
Einkünfte aus nichtſelbſtändiger Arbeit 3 954 RM 3 954 RM 
Einkünfte aus Kapitalvermögen. Te ee 

5 674 RM 5 674 RM 
Sonderausgaben n 204 „ 
Einkommen 5 470 RM 5 470 RM 


Einkommenſteuer . 5 555 565 „ 


ab Steuerermäßigung 8 33 ESG 1939 


gemäß — „ 149 „ 

r Sn HE 416 „ 
ab einbehaltene Steuerabzugsbeträge. 223 „ 223 
Verbleibender Steuerbetrag... 342 RM 193 RM 
Es find § 25 ES:DB 1939 gemäß noch 

Aus eee enen e een e „. 17 * 


Es iſt bei dem Zuſammentreffen von § 33 EStG 1939 
und § 25 ESt DB 1939 nach dem Aufbau des Be⸗ 
rechnungsbogens vorzugehen. In dem Berechnungs- 
bogen iſt vorgeſehen, daß zuerſt die Ermäßigung nach 
8 33 EStG 1989 gewährt wird. Iſt das geſchehen und find die 
Steuerabzugsbeträge auf die Steuerſchuld angerechnet, ſo iſt 
zu prüfen, ob der verbleibende Betrag größer oder kleiner 
als der Betrag ift, der 8 25 ESt DB 1939 gemäß höchſtens 
erhoben werden darf. Iſt er größer als der Betrag, der 
§ 25 EStꝰdB 1939 gemäß höchſtens erhoben werden darf, fo 
ift auch 8 25 anzuwenden. § 33 EStG 1939 wirkt fi dann 
nicht beſonders aus. Iſt der verbleibende Betrag kleiner 
als der Betrag, der 8 25 ESt DDB 1939 gemäß höchſtens er- 
hoben werden darf, ſo verbleibt es dabei. Für eine An⸗ 
wendung von- § 25 ESt DB 1939 iſt dann kein Raum. § 25 
hat den Zweck, bei Arbeitnehmern mit einem Einkommen 
von nicht mehr als 8000 RM zu verhindern, daß fie wegen 
verhältnismäßig geringer Einkünfte, von denen der Steuer⸗ 
abzug nicht vorgenommen worden iſt, eine unverhältnis⸗ 
mäßig hohe (veranlagte) Einkommenſteuer entrichten. Eine 
ſolche un verhältnismäßig hohe veranlagte Einkommenſteuer 
kann ſich in dieſen Fällen dadurch ergeben, daß der Arbeit⸗ 
nehmer bei der Veranlagung nicht die Freibeträge zugebilligt 
bekommt, die in die Lohnſteuertabelle eingearbeitet ſind 
(Pauſchbeträge für Werbungskoſten und Sonderausgaben) 
und daß die Stufen der Einkommenſteuertabelle verhältnis⸗ 
mäßig groß ſind. Es iſt für die Anwendung des § 25 aber 
kein Bedürfnis gegeben, wenn die Steuer, die der Arbeit 
nehmer bei der Veranlagung zu entrichten hat, ſchon aus 
anderen Gründen, z. B. infolge Anwendung des § 33 
EStG 1939, nicht un verhältnismäßig groß iſt. 


b) 

Ein Finanzamt fragt, ob der Berechnung der 
Steuer, die 8 25 ESt 1939 gemäß höchſtens zu er- 
heben ift, auch Einkünfte aus Land und Forſt⸗ 
wirtſchaft zugrunde zulegen ſind, die §8 13 Ab⸗ 
fat 3 EStch 1939 gemäß nicht zur Einkommenſteuer heran⸗ 
gezogen werden. 

Beiſpiel: 
Gewinn aus Land- und Forſtwirtſchaft 600 RM, 


Einkünfte aus nichtſelbſtändiger Arbeit 2 400,.— RM, 
Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung. 400,— „, 
Sbndgrallsgaben . r de Ve: 
Steuerpflichtiges Einkommen (Zeile 18 des Be- 
redmungebogend) . Val NEL Are 800 M: 
Einkommenſteuer (Steuergruppe I).. 360, Fahr 


Einbehaltene Lohnſteuer (12 X 18,46 =) 8 221,52 NM. 
Steuerbetrag nach Anrechnung des Steuer⸗ 

abzugsbetrags e ARTEN 
Bit in dieſem Fall bei Anwendung des § 25 ESt˖d 1939 aus⸗ 
zugehen von einem noch zu erhebenden Betrag von 20 v. H. von 
(600 400 =) 1000 RM oder nur von 20 v. H. von 400 RM 
= 80 RM. Im erſten Fall wäre die Abſchlußzahlung von 
138,48 RM in voller Höhe zu erheben. Im letzteren Fall wären 
nur 80 RM zu erheben. 


Es iſt in dem Beiſpiel der $ 25 ESt DB 1939 gemäß zu 
erhebende Betrag nur von den Einkünften aus 
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Vermietung und Verpachtung (400 RM) zu 
berechnen. Es find deshalb nur 20 v. H. von 400 = 
80 RM zu erheben. Es wäre unrichtig, der Steuerberechnung 
§ 25 ESIDB 1939 gemäß auch die Einkünfte aus Land⸗ 
und Forſtwirtſchaft (600 RM) zugrunde zu legen. Das 
würde bedeuten, daß auf dem Umweg über $ 25 ESt DB 
1939 ſolche Einkünfte, die § 13 Abſatz 3 Satz 2 EStG 1939 
gemäß nicht zur Einkommenſteuer herangezogen werden, 
doch der Beſteuerung unterworfen werden würden. Das 
wäre nicht richtig. 

c 


§ 25 ESIDB 1939 iſt nicht anzuwenden, wenn die 
Einkünfte, von denen der Steuerabzug vom Arbeitslohn 
nicht vorzunehmen war, 2000 RM überfteigen. 
Ein Finanzamt fragt, ob § 25 auch dann nicht anzu⸗ 
wenden iſt, wenn die Einkünfte, von denen der Steuerabzug 
vom Arbeitslohn nicht vorzunehmen war, zwar 2000 RM 
überſteigen, wenn aber in dieſen Einkünften Einkünfte aus 
Land⸗ und Forſtwirtſchaft enthalten find und nach Aus⸗ 
ſcheidung die ſer Einkünfte der Betrag von 2000 RM 
nicht überſchritten würde. 
Beiſpiel: 
Gewinn aus Land- und Forſtwirt⸗ 
ſchaftt ee ne A. eee eee, 
Einkünfte aus nichtſelbſtändiger Arbeit 
(7 Monate je 00 RN MWh) 630. RM, 
Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung 400,.— „ 
Sonderausgaben ß era hl: 0,.— „ 
Steuerpflichtiges Einkommen (Zeile 18 des 
Berechnungsbogen )))) 1 030, RM, 
Einkommenſteuer (Steuergruppe j). 65,.— „ 
Einbehaltene Lohnſteuer (7 & 0,78 ?) )) 56 
Steuerbetrag nach Anrechnung des Steuer⸗ 
eee 59,54 RM. 


Es iſt in dem Beiſpielsfall §S 25 ESIDE 1939 nicht 
anzuwenden. Die Einkünfte, von denen der Steuer⸗ 
abzug vom Arbeitslohn nicht vorzunehmen war, über ⸗ 
ſteigen 2000 RM (1 800 ＋ 400 = 2 200 RM). Die Ein⸗ 
künfte aus Land⸗ und Forſtwirtſchaft find hier 
— anders als in Buchſtabe b — mitzurechnen. Auch 
die Einkünfte, die $ 13 Abſatz 3 Satz 2 EStG 1939 gemäß 
nicht zur Einkommenſteuer herangezogen werden, ſind „Ein⸗ 
künfte“ im Sinn von § 25 Satz 2 ESt DB 1939. Sie ſollen 
zwar nicht der Steuerberechnung zugrunde gelegt werden 
(Hinweis auf den vorhergehenden Buchſtaben b). Es beſteht 
aber keine Veranlaſſung, ſie bei Berechnung der Grenze 
von 2000 RM, die für die Anwendbarkeit des § 25 ESt DV 
1939 gezogen iſt, außer Anſatz zu laſſen. 

d) 

§ 25 ESITB 1939 iſt nicht anwendbar, wenn die Ein⸗ 
künfte, von denen der Steuerabzug vom Arbeitslohn nicht 
vorzunehmen war, 2000 RM überſteigen (§S 25 Satz 2 
ESt DB 1939). 

Ein Finanzamt fragt, ob unter Einkünften, „von 
denen der Steuerabzug vom Arbeitslohn 
nicht vorzunehmen war“, nur ſolche Einkünfte zu 
verſtehen find, für die ein Steuerabzug überhaupt 
nicht vorgeſehen iſt (3. B. Einkünfte aus Gewerbebetrieb) 
oder ob darunter auch Einkünfte aus nichtſelbſtändiger 
Arbeit fallen, bei denen eine Lohnſteuer z. B. wegen hoher 
ſteuerfreier Beträge oder wegen Nichterreichung der Lohn⸗ 
ſteuerfreigrenze im Ergebnis nicht einbehalten 
worden iſt. 

Unter Einkünften, „von denen der Steuerabzug vom 
Arbeitslohn nicht vorzunehmen war“, ſind wur ſolche Ein⸗ 
künfte zu verſtehen, für die ein Lohnſteuerabzug 
nicht vorgeſehen iſt. Für die Einkünfte aus nicht⸗ 
ſelbſtändiger Arbeit ift ein Lohnſteuerabzug grundſätzlich 
vorgeſehen. Sie gehören deshalb nicht zu den Einkünften 
im Sinn von § 25 Satz 2 ESt DB 1939. Sie gehören auch 
dann nicht zu dieſen Einkünften, wenn trotz Durchführung 
des Lohnſteuerabzugs nach den Vorſchriften der Lohnſteuer⸗ 
durchführungsbeſtimmungen im Ergebnis eine Lohnſteuer 
nicht einzubehalten iſt. Es gibt aber Fälle, in denen durch 
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Verwaltungsanordnung die Vornahme des Lohnſteuerabzugs 
ausdrücklich ausgeſchloſſen iſt, obwohl es ſich um 
Einkünfte aus nichtſelbſtändiger Arbeit handelt. Haupt⸗ 
beiſpiel ſind die Meßſtipendien der katholiſchen Geiſtlichen, 
die nur der Verlangung unterworfen werden (Hinweis auf 
Abſchnitt a7 EStR für 1939). Iſt ein ſolcher Fall gegeben, 
dann gehören die Einkünfte zu den Einkünften, von denen 
der Steuerabzug vom Arbeitslohn nicht vorzunehmen war. 
Sie ſind in dieſen (ſellenen) Fällen bei Anwendung des 
§ 25 Satz 2 ESt DB 1939 mitzuzählen. 


E. Fragen, die die Haushaltsbeſteuerung betreffen 


17. Zuſammenveranlagung von Ehegatten 

8 26 ESS 1939 gemäß werden Ehegatten zuſam ; 
men veranlagt, ſolange beide unbeſchränkt ſteuerpflichtig 
find und nicht dauernd getrennt leben. Dieſe Voraus⸗ 
ſetzungen müſſen im Veranlagungszeitraum mindeſtens 
vier Monate beſtanden haben. 

Ein Finanzamt fragt, wie im folgenden Fall zu ver⸗ 
fahren ift: Ein Steuerpflichtiger iſt vom 1. 1. bis zum 1. 5. 
eines Kalenderjahrs verheiratet. Die Ehe wird am 1.5. 
geſchieden (oder die Frau ſtirbt am 1. 5.). Der Ehemann 
heiratet am 1.8. des Kalenderjahres wieder. Am 31. 12. 
des Kalenderjahres beſteht die neue Ehe noch. In dieſem 
Veiſpiel iſt ein Steuerpflichtiger mit zwei verſchiedenen 
Frauen jeweils mehr als vier Monate im gleichen Kalender⸗ 
jahr verheiratet geweſen. Er hat während der Ehedauer 
bon beiden Frauen nicht dauernd getrennt gelebt. 

Die Entſcheidung der Frage iſt nicht nur deshalb von 
Bedeutung, weil durch die Zuſammenveranlagung 
der Ehegatten und die Hinzurechnung der Einkünfte der 
Ehefrau zu den Einkünften des Mannes die Staffe lung 
der Einkommenſteuertabelle ausgelöſt wird. Sie iſt auch 
von Bedeutung für die Frage der Haftung. Soweit 
Steuerpflichtige zuſammen veranlagt werden, haften ſie $ 7 
Abſatz 2 Stüänpch gemäß als Geſamtſchuldner für 
die Einkommenſteuer. 

Der Fall iſt im Einkommenſteuergeſetz, in den ESt DB 
1939 und in den EStR für 1939 nicht ausdrücklich geklärt. 
Man könnte daran denken, den Ehemann mit ſeinen beiden 
Ehefrauen gemeinſam zur Einkommenſteuer zu veranlagen. 
Das würde aber zu ungerechtfertigten Ergebniſſen führen. 
Es würde beiſpielsweiſe die geſchiedene Ehefrau mit ihren 
Einkünften den Staffelungsbeträgen der Einkommenſteuer— 
tabelle unterworfen werden, die ſich aus der Hinzurechnung 
der Einkünfte des Ehemannes und der Einkünfte von deſſen 
zweiter Frau ergeben. Die geſchiedene Ehefrau 
würde auch für die Einkommenſteuer haften, die durch die 
Einkünfte ihres geſchiedenen Ehemannes und 
deſſen zweiter Frau ausgelöſt wird. Das wäre nicht 
gerechtfertigt. 

Es iſt deshalb der Ehemann in dieſem Fall nur mit der 
Frau zuſammen zu veranlagen, mit der er im Veranlagungs⸗ 
zeitraum zuletzt verheiratet war. Es ergibt ſich daraus, 
daß die andere Ehefrau für ſichallein zu veranlagen 
iſt. Dieſe Löſung empfiehlt ſich insbeſondere aus praf- 
tiſchen Erwägungen. (Sie entſpricht 8 1 StAnpG. Rot.) 


18. Zuſammenveranlagung des Haushaltsvorſtands mit 
ſeinen Kindern 
a) 


8 27 Abſatz 1 Satz 1 ESt 1939 gemäß werden der Haus⸗ 
haltsvorſtand und ſeine minderjährigen Kinder (anderen 
minderjährigen Angehörigen), die zu ſeinem Haushalt ge⸗ 
hören und für die ihm Kinderermäßigung § 32 Abſatz 5 
Ziffer 2 EStG 1939 gemäß zuſteht, zuſammen veranlagt. 
Es gehört zu den Vorausſetzungen der Zuſammenveranla⸗ 
gung, daß die Kinder (anderen Angehörigen) im Veranla- 
gungszeitraum mindeſtens vier Monate zum 
Haushalt des Steuerpflichtigen gehört haben oder 
überwiegend auf Koſten des Steuerpflichtigen unter ⸗ 
halten und erzogen worden ſind. 

Ein Finanzamt fragt, wie im folgenden Fall zu ver⸗ 
fahren iſt: Eine minderjährige Tochter gehört vom 1. 1. 


bis zum 1. 5. eines Kalenderjahres zum Haushalt ihres 
Vaters. Sie heiratet am 1. 5. und lebt den Reſt des Kalen⸗ 
derjahres (1. 5. bis 31. 12.) mit ihrem Ehemann zuſammen. 
Iſt die Tochter für dieſes Kalenderjahr zuſammen mit ihrem 
Vater zur Einkommenſteuer zu veranlagen? Oder iſt fie 
mit ihrem Ehemann zuſammen zu veranlagen, weil ſie 
mehr als vier Monate mit ihrem Ehemann zuſammen ge⸗ 
lebt hat? 


Der Fall iſt weder im EStG 1939 noch in den ESt DB 
1939 oder den EStR für 1939 ausdrücklich geklärt. Der Fall 
hat eine gewiſſe Ahnlichkeit mit dem im Abſchnitt 17. Es 
kann deshalb erwogen werden, die minderjährige Tochter 
nur mit ihrem Ehemann zuſammen zu veranlagen, weil ſie 
mit ihm zuletzt im Kalenderjahr verheiratet geweſen iſt. 
Praktiſch empfiehlt ſich hier aber ein anderes Verfahren. 
Die Einkünfte der minderjährigen Tochter bis zu ihrer 
Verheiratung werden den Einkünften des Vaters, die 
ſpäter bezogenen Einkünfte werden den Einkünften des 
Ehemannes hinzugerechnet. Die Tochter iſt dann mit 
ihrem Vater und mit ihrem Ehemann zuſammen zu ver⸗ 
anlagen. Kinderermäßigung für die Tochter ſteht 
dem Vater nach den geſetzlichen Vorſchriften zu. Eine unver⸗ 
hältnismäßige Auswirkung der Staffelung der Einkommen⸗ 
ſteuertabelle wird durch die Aufteilung der Einkünfte auf 
Vater und Ehemann ausgeſchloſſen. Die Haftung der Tochter 
für die Einkommenſteuer ihres Vaters und ihres Ehemannes 
als Geſamtſchuldnerin muß hier in Kauf genommen werden. 


b) 

§ 27 Abſatz 1 EStG 1939 gemäß werden der Haus⸗ 
haltsvorſtand und ſeine minderjährigen Kinder, die zu 
ſeinem Haushalt gehören und für die ihm Kinderermä⸗ 
ßigung nach § 32 Abſatz 5 Ziffer 2 ESt 1939 zuſteht, 
zuſammen veranlagt, ſolange er und die Kinder unbe⸗ 
ſchränkt ſteuerpflichtig ſind. Es iſt für die Gewährung der 
Kinderermäßigung und deshalb für die Zuſammenveran⸗ 
lagung Vorausſetzung, daß die Kinder mindeſtens vier 
Monate zum Haushalt des Steuerpflichtigen gehört 
haben oder auf Koſten des Steuerpflichtigen unterhalten 
und erzogen worden ſind. 


Ein Finanzamt fragt, ob ein Kind auch dann minde⸗ 
ſtens vier Monate zum Haushalt des Steuerpflichtigen ge⸗ 
hört hat, wenn es am 1. September eines Kalender⸗ 
jahrs geboren wird und bis zum Schluß des Kalenderjahrs 
zum Haushalt des Steuerpflichtigen gehört. Das Kind hat 
in dieſem Fall an ſich nicht mindeſtens vier Monate zum 
Haushalt des Haushaltsvorſtands gehört. Das Finanzamt 
meint aber, die Viermonatsfriſt ſei deshalb erfüllt, weil 
für die Friſtberechnung die Vorſchriften heranzuziehen ſeien, 
die nach dem Bürgerlichen Geſetzbuch für die Berechnung 
des Lebensalters gelten. Nach den Vorſchriften des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs wird ein beſtimmtes Lebensalter ſchon 
mit dem Ablauf desjenigen Tages des letzten Monats vol, 
lendet, der dem Tag vorhergeht, in den die Geburt 
gefallen iſt (8 188 Abſatz 2 i. V. mit 8 187 Abſatz 2 Satz 2 
BGB). Das Finanzamt glaubt, daß bei Anwendung dieſer 
Vorſchriften es ſo anzuſehen ſei, als ob das Kind ſchon am 
31. Auguſt des betreffenden Kalenderjahrs geboren wäre. 
Das Kind würde dann vier (volle) Monate in dieſem 
Kalenderjahr ſchon zum Haushalt des Steuerpflichtigen 
gehört haben. 

Die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs über die 
Berechnung des Lebensalters können nicht herangezogen 
werden, wenn es ſich um die Berechnung der Viermonats⸗ 
friſt im Sinn von $ 32 Abſatz 5 EStG 1939 handelt. Dieſe 
Friſt hat mit dem Lebensalter grundſätzlich nicht's zu 
tun. Es iſt für die Kinderermäßigung und deshalb für die 
een erforderlich, daß das minderjährige 

ind mindeſtens vier Monate zum Hausbar 
des Steuerpflichtigen gehört hat. Dieſe Vor- 
ausſetzung iſt, wenn ein Kind am 1. September geboren 
ift, nicht erfüllt. Eine Zuſammenveranlagung ‚unterbleibt 
deshalb. Kinderermäßigung ſteht dem Steuerpflichtigen für 
dieſes Kalenderjahr in dem Beiſpiel nicht zu. 


| 
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Unterſtützungen an zur Wehrmacht einberufene Gefalg- 
jchaftsmitglieder bei der [ohnſummenſteuer 


Unterſtützungen, die Unternehmer ihren zur Wehrmacht ein⸗ 
berufenen Gefolgſchaftsmitgliedern gewähren, ſind Abſchnitt 73 der 
Gewerbeſteuer⸗Richtlinien für 1940 gemäß aus Billigkeitsgründen 
auch dann nicht zur Lohnſummenſteuer heran⸗ 
zuziehen, wenn fie lohnſteuerpflichtig find. Dieſe Anordnung 
in den Gewerbeſteuer⸗Richtlinien iſt teilweiſe jo aufgefaßt worden, 
daß ſie erſt für das Rechnungsjahr 1940 gelten ſolle. Der Reichs⸗ 
miniſter der Finanzen hat in einem Runderlaß vom 23. Mai 1940 
(RESLBI 1940 S. 556) klargeſtellt, daß dieſe Regelung nicht auf 
die Zeit ab dem 1. April 1940 beſchränkt ſei. Die 
Unterſtützungen an zur Wehrmacht einberufene Gefolgſchafts⸗ 
mitglieder ſind deshalb bei der Feſtſetzung des Steuermeßbetrags 
für das Rechnungsjahr 1939 § 27 Gewerbeſteuergeſetz gemäß in 
keinem Fall zur Lohnſumme zu rechnen. 

Der Reichsminiſter des Innern wird die Gemeinden an⸗ 
weiſen, die auf Unterſtützungen der bezeichneten Art entfallende 
Lohnſummenſteuer für das Rechnungsjahr 1939 auf Antrag auch 
dann zuerſtatten, wenn die Feſtſetzung des Steuermeßbetrags 
nicht beantragt worden iſt. Meu. 


Steuerbegünſtigte Umwandlung und Auflöjung von ſiapi⸗ 
talgeſellſchaften in Danzig 


Der Reichsminiſter der Finanzen hat durch einen Erlaß vom 
24. Mai 1940 (RS 1940 S. 548) Steuererleichterungen bei der 
Umwandlung und Auflöſung von Kapitalgeſell⸗ 
ſchaften im Gebiet der früheren Freien Stadt Danzig gewährt. 
Die Steuererleichterungen beziehen ſich auf die Steuern vom Ein- 
kommen und Ertrag (Ein kommenſteuer, Körperſchaft⸗ 
ſteuer, Gewerbeſteuer), auf die Um ſatzſteuer, die 
Grunderwerbſteuer, den Zuſchlag zur Grunderwerbſteuer und 
die Wertzuwachsſteuer. Die Regelung entſpricht im einzelnen 
der für die anderen eingegliederten Gebiete (Oſtmark, 
ſudetendeutſche Gebiete, Memelgebiet) getroffenen Regelung. Auf 
die Darſtellung in der DEZ 1938 Nr. 52, 53 wird hingewieſen. 
Der Erlaß beſtimmt als den letzten Tag, auf den die Um⸗ 
wandlungsbilanz aufgeſtellt werden muß, oder an dem der Auf⸗ 
löſungsbeſchluß gefaßt ſein muß, den 31 Dezember ni 40. 

eu, 


Einführung des preufijchen fiommunalabgabenrechts in den 
eingegliederten Oftgebieten 


Die Gemeindeabgaben in den eingegliederten 
Oſtgebieten wurden bisher im weſentlichen auf Grund des 
polniſchen Geſetzes über die Regelung der Kommunal- 
finanzen in der Faſſung vom 26. Juni 1936 erhoben. 

Es hat ſich gezeigt, daß dieſes Geſetz den beſonderen Ur» 
forderungen, die jetzt auf dem Gebiet des kommunalen 
Aufbaus in den Oſtgebieten geſtellt ſind, nicht entſprechen kann. 
Es fehlen z. B. Vorſchriften über die Naturaldienſte, über 
die Berechnung der Gebühren und Beiträge und über das 
Verwaltungszwangs verfahren. Es gelten auch in 
einzelnen Teilen der Oſtgebiete abweichende Beſtimmungen, z. B. 
im Olſagebiet. 

Es war deshalb erforderlich, ein einheitliches Ge⸗ 
meindeabgabenrecht in den eingegliederten Oſtgebieten 
zu ſchaffen. 

Ein Reichsgeſetz über Gemeindeabgaben iſt noch nicht vor⸗ 
handen. Es ſind deshalb die preußiſchen Vorſchriften 
eingeführt worden (Sechſte Verordnung zur Einführung ſteuer⸗ 
rechtlicher Vorſchriften in den eingegliederten Oſtgebieten vom 
28. Mai 1940, RGBl. I S. 820). 


Es finden ab 1. Juli 1940 in den eingegliederten Oſtgebieten 
die folgenden preußiſchen Rechtsvorſchriften in ihrer zur Zeit 
gültigen Faſſung mit den dazugehörigen Durchführungs⸗ und Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen ſinngemäß Anwendung: 


1. Das Kommunalabgabengeſetz vom 14. Juli 1893 
(Preuß. GS S. 152) und das Geſetz zur Deklarierung dieſes 
Geſetzes vom 24. Juli 1906 (Preuß. GS S. 376), 

2. das Kreis⸗ und Provinzialabgabengeſetz vom 
23. April 1906 (Preuß. GS S. 159). 

8. das Geſetz zur Ergänzung der Abgabengeſetze 
vom 25. November 1926 (Preuß. GS S. 310), 

4. das Geſetz über ſtaatliche Verwaltungs⸗ 
gebühren vom 29. September 1923 (Preuß. GS S. 455) 
und die Verwaltungsgebührenordnung vom 
19. Mai 1934 (Preuß. GS S. 261), 


5. das Geſetz über die Zuläſſigkeit des Verwal⸗ 
tungszwangs verfahrens und über fonftige 
finanzielle Zwangsbefugniſſe vom 12. Juli 1933 
(Preuß. GS S. 252), 

6. die Verordnung über das Verwaltungs- 
z wangs verfahren zur Beitreibung von Geldbeträgen 
vom 15. November 1899 (Preuß. GS S. 545). 


Der Geltungsbereich dieſer Beſtimmungen iſt in den 
letzten Jahren ſtark ein geſchränkt worden, jo auf dem Gebiet 
der Realſteuern (Realſteuerreform) und der Vergnügungs⸗ 
ſteuer. Die preußiſchen Beſtimmungen ſind auch in den einge— 
gliederten Oſtgebieten nur inſoweit anzuwenden, als ſie in 
Preußen noch gelten. 

Die preußiſchen Beſtimmungen ſind für die Gemeinden und 
Gemeindeverbände in den eingegliederten Oſtgebieten insbeſondere 
von Bedeutung für die Feſtſetzung von Gebühren und Bei⸗ 
trägen und von Naturaldienſten, für die Einführung 
bon indirekten Steuern (3. B. Gemeindegetränke⸗ 
ſteuer, Schankerlaubnisſteuer, Hundeſteuer, 
Jagdſteuer) und für die Erhebung und Beitreibung 
von Steuern und anderen Abgaben. Sie gelten dagegen 3. B. 
nicht für die Vergnügungſteuer. Solange die reichsrecht⸗ 
lichen Beſtimmungen über die Vergnügungſteuer in den ein⸗ 
gegliederten Oſtgebieten noch nicht eingeführt ſind, gilt inſoweit 
noch das polniſche Geſetz über die Regelung der Kommunal⸗ 
finanzen. Die Erhebung von Umlagen durch die Gaue und 
Kreiſe wird beſonders geregelt werden. 

Die Befugniſſe, die den preußiſchen Rechtsvorſchriften gemäß 
dem Bürgermeiſter zuſtehen, werden in den Gemeinden, 
denen das Recht der Deutſchen Gemeindeordnung noch nicht vers 
liehen worden iſt, durch den Amtskommiſſar ausgeübt. 

Die Verwaltungskraft der Gemeinden (Amts⸗ 
bezirke) in den eingegliederten Oſtgebieten iſt im allgemeinen noch 
berhältnismäßig ſchwach. Nur wenige Gemeinden find in der 
Lage, das Beitreibungs verfahren zweckentſprechend 
durchzuführen. Es haben deshalb § 3 der Einführungsverord⸗ 
nung gemäß die Finanzämter die Beitreibung von Geld» 
forderungen für Gemeinden, die nicht Stadtkreiſe ſind, 
durchzuführen. Es gelten für die Beitreibung inſoweit die Be⸗ 
ſtimmungen der Reichsabgabenordnung. 

Der Regierungspräſident kann die Beitreibung im 
Einvernehmen mit dem Oberfinanzpräſidenten auf bie 
Vürgermeiſter (Amtskommiſſare) übertragen Das 
wird nur geſchehen können, wenn die Gemeindeverwaltung ge⸗ 
eignete Vollziehungsbeamte beſtellen kann. 

Der Reichsminiſter des Innern kann im Einvernehmen mit 
dem Reichsminiſter der Finanzen Durchführungs⸗ und Ergän⸗ 
zungsvorſchriften zu der Einführungsverordnung erlaſſen. Ki. 
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Geld, Keedit und öfentliche Finanzen 


Steuergutſcheinkurſe nach dem Stand vom 18. Juni 1940. 
Steuergutſcheine I: 99,95. — Steuergutſcheine II: 
Juni 1942 102, Juli 102,50, Auguſt 102 ⅛, September 101,75, 
Oktober 101%, November 101. 


Einführung der Reichsmark⸗Währung in den Gebieten von 
Eupen, Malmedy und Moresnet. Die Reichsmark iſt neben dem 
Belga geſetzliches Zahlungsmittel in den Gebieten 
bon Eupen, Malmedy und Moresnet. Der Umrechnungs⸗ 


kurs iſt für Inländer auf ein Belga = fünfzig Reichspfennig 
feſtgeſetzt worden. — Der Belga hort ab 30. Juni 1940 auf, in 
den bezeichneten Gebieten geſetzliches Zahlungsmittel zu ſein. 
Die Einfuhr von belgiſchen Geldſorten in dieſe Gebiete iſt bis zum 
30. Juni 1940 verboten. — Schuldverhältniſſe, die auf Belga 
lauten, werden zu dem Kurs von ein Belga = fünfzig Reichs⸗ 
pfennig auf Reichsmark umgeſtellt. Vereinbarungen einer 
Goldklauſel oder einer Galdwertklauſel verlieren ihre Geltung. — 
Wegen der Einzelheiten Hinweis auf die Verordnung über die 
Einführung der Reichsmark-Währung in den Gebieten von 
Einfühung der Reichsmart⸗Währung in den Gebieten von Eupen, 
Malmedy und Moresnet vom 6. Juni 1940, RGBl. I S. 841. 
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Einführung der Geſetzgebung über die Deviſenbewirtſchaftung 
und den Zahlungsverkehr mit dem Ausland in den Gebieten von 
Eupen, Malmedy und Moresnet. Es ſind in den Gebieten von 
ne Malmedy und Moresnet die folgenden Geſetze eingeführt 
worden: 

1. das Geſetz über die Deviſenbepwirtſchaftung, 
a Ba Dal über die Zahlungsverbindlichkeiten gegenüber dem 

Ausland, 0 
5 5 Geſetz über die Errichtung einer deutſchen Perrechnungs⸗ 
alle, f \ 

1. die Verordnung des Reichspräſidenten über die Anmeldung 
von Zahlungsverpflichtungen gegenüber dem Ausland, 

5. das Geſetz über Fremdwährungs⸗Schuldverſchreibungen, 

5. das Geſetz zur Regelung von Kapitalfälligkeiten gegenüber 
dem Ausland. 

Die Gebiete von Eupen, Malmedy und Moresnet ſind zum 

Inland im Sinn des Deviſengeſetzes erklärt worden. Die Be⸗ 

wohner dieſer Gebiete find Inländer im Sinn des Debijen- 

geſetzes. — Die Bewohner von Eupen, Malmedy und Moresnet 

find verpflichtet, u.a. die folgenden Werte der Reichsbank anzu 

teten und auf Verlangen zu verkaufen: 

ausländiſche Zahlungsmittel. 

0 Bord in ausländiſcher Währung, 

old, 
ausländiſche Wertpapiere. 


Es darf über die oben bezeichneten Werte nur mit Ge⸗ 
nehmigung verfügt werden. — Wegen der Einzelheiten Hin⸗ 
weis auf die Verordnung vom 7. Juni 1940, RGBl 1 S. 847. 


Kurſe der Reichskreditkaſſenſcheine. Es find für das Ver⸗ 
hältnis der Reichskreditkaſſenſcheine zu den Währungen der be⸗ 
ſetzten Gebiete die folgenden Kurſe feſtgeſetzt worden: eine däniſche 
Krone = 0,50 Reichsmark, eine norwegiſche Krone = 0,60 Reichs⸗ 
mark, ein holländiſcher Gulden = 1,50 Reichsmark, ein belgiſcher 
frane = 0,10 Reichsmark, ein luxemburgiſcher france = 0,10 Reichs⸗ 
mark, ein franzöſiſcher frane == 0,05 Reichsmark. 


Neue Reichskreditkaſſen in Belgien. Es ſind Reichskreditkaſſen 
in Antwerpen und in Gent errichtet worden. 


Eintragung von Schatzanweiſungen des Reichs in das Reichs⸗ 
ſchuldbuch. Die Schatzanweiſungen des Deutſchen Reichs von 1940, 
Folge V, Verzinſung 4 vom Hundert, find den Schuldverſchrei⸗ 
bungen im Sinn der Reichsſchuldenordnung und des Reichsſchuld⸗ 
buchgeſetzes gleichzuſetzen. Die Schatzanweiſungen können damit 
in das Reichs ſchuldbuch eingetragen werden. Hinweis auf 
die Bekanntmachung vom 18. Juni 1940, RG Bl 1 S. 870. 


Zwanzig Millionen⸗Anleine der Akkumulatoren⸗Fabrik. Die 
Akkumulatoren-⸗Fabrik AG in Verlin und in Hagen hat eine An⸗ 
leihe von zwanzig Millionen Reichsmark ausgegeben. Ver⸗ 
zinſung 4½ vom Hundert. Zeichnung zum Nenn⸗ 
betrag. Laufzeit zweiundzwanzig Jahre. Die Anleihe iſt 
durch eine Sicherungshypothek auf die Werke der Anleihe⸗ 
ſchuldnerin geſichert. Der Erlös ſoll der Finanzierung der 
Aufgaben dienen, die der Geſellſchaft vom Reich übertragen 
worden find. DBr. 


Behandlung norwegiſchen, niederländiſchen, belgiſchen und 
luxemburgiſchen Vermögens. Die Vorſchriften über die Verwal⸗ 
tung von Unternehmen, die unter feindlichem Einfluß ſtehen (Hin⸗ 
weis auf die Meldung in Nr 6 des WB 1940 und auf die Gildienſt⸗ 
Nachrichten in Nr 12 der DStzg 1940) und die Vorſchriften über 
die Abweſenheitspflegſchaft (Hinweis auf die Meldung in Nr 46 
des WBB 1939) gelten auch für Norwegen, die Niederlande, Belgien 
und Luxemburg. Hinweis auf die Verordnung vom 80. Mai 1940, 
RGI 1 S. 821. 


Li ⸗Anleihe zu 4 vom Hundert. Der Zinsſatz der Li⸗Anleihe, 
die das Reich laufend an die Kapitalſammelſtellen abſetzt, tft für 
die Zukunft auf 4 vom Hundert geſenkt worden. Der Zeich⸗ 
nungspreis beträgt 99 ½ vom Hundert. 


 Vünfundfichzig Millionen⸗Anleihe der Gelſenberg⸗Benzin AG. 
Die Gelſenberg⸗Benzin Aktiengeſellſchaft in Gelſenkirchen, die zum 
Konzern der Vereinigten Stahlwerke gehört, hat eine Anleihe 
von fünfundſiebzig Millionen Reichsmark auf⸗ 
gelegt. Verzinſung 4½ vom Hundert. Zeichnung zum Nenn⸗ 
betrag. Laufzeit zwanzig Jahre. Die Anleihe iſt geſichert 
durch eine ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft der Vereinigten Stahl⸗ 
werke und durch eine Hypothek auf den Grundbeſitz der Anleihe⸗ 
ſchuldnerin. 


Abſchluß der Allianz und Stuttgarter Lebensverſicherungs⸗ 
bank AG für das Geſchäftsjahr 1939. Die Lebenverſicherungs⸗ 
gefellichaft des Allianz⸗Konzerns hat im Geſchäftsjahr 1939 Neu 


cv en 


abſchlüſſe in Höhe von 729,28 Millionen Reichsmark getätigt. 
Der Geſamtverſicherungsbeſtand beträgt 5,18 Mil- 
liarden Reichsmark gegenüber 4,62 Milliarden Reichsmark im Ge⸗ 
ſchäftsjahr 1938. Die Bilanzſumme iſt von 1199,43 Mil⸗ 
lionen Reichsmark auf 1309,38 Millionen Reichsmark geitiegen. 
Der Reingewinn wird mit 2,45 Millionen Reichsmark aus⸗ 
gewieſen. Die Gewinnausſchüttung an die Anteilseigner 
beträgt 8 vom Hundert. 


Abſchluß der Allianz und Stuttgarter Verein Verſicherungs⸗ 
AG für das Geſchäftsjahr 1939. Dieſe Geſellſchaft bearbeitet die 
Sachverſicherungen des Allianz⸗Konzerns. Ihr Ge⸗ 
ſchäftsumfang iſt im Geſchäftsjahr 1989 weiter geſtiegen. 
Die Entwicklung der Schäden und der Prämien iſt im weſentlichen 
günſtiger geweſen als im Geſchäftsjahr 1938. Die Dilanz- 
ſum me iſt von 285,87 Millionen Reichsmark auf 331.44 Millionen 
Reichsmark geſtiegen. Der Reingewinn wird mit 6,37 Mil⸗ 
lionen Reichsmark ausgewieſen. Die Gewinnausſchüttung an die 
Anteilseigner beträgt 8 vom Hundert. 


hlerſalireshlau 


Einführung der Verbrauchsregelungsvorſchriften in den Ge⸗ 
bieten von Eupen, Malmedy und Moresnet. Durch Verordnung 
vom 31. Mai 1940 (RGB 1 S. 829) find die Verbrauchsregelungs⸗ 
vorſchriften und die auf dem Gebiet der Spinnſtoffwirtſchaft und 
der Häute⸗ und Fellwirtſchaft ergangenen Beſtimmungen über 
öffentliche Aufträge in den Gebieten von Eupen, Malmedy und 
Moresnet eingeführt worden. 


Regelung des Ahſatzes von Flaſchen. Der Anordnung vom 
10. Juni 1940 gemäß bedürfen Unternehmungen für die Liefe⸗ 
rung von weißen oder farbigen Flaſchen der Einwilligung der 
Glas⸗Treuhand⸗Ombch Berlin. Reichsanzeiger Nr 134 bom 
11. Juni 1940. 


Bewirtſchaftung von Spinnitoffen und Spinnftoffwaren in 
den eingegliederten Oſtgebieten. Der Reichswirtſchaftsminiſter hat 
durch Anordnung vom 29. Mai 1940 die Vorſchriften über die Be⸗ 
wirtſchaftung von Spinnſtoffen und Spinnſtoffwaren in den ein⸗ 
gegliederten Oſtgebieten eingeführt. Reichsanzeiger Nr 126 vom 
1. Juni 1940. 


Verbindlicherklüärung des Einheitsmietvertrags für Bau⸗ 
geräte. Durch Anordnung vom 6. Inni 1940 iſt der Einheitsmiet⸗ 
vertrag für Baugeräte mit Wirkung ab 10. Juni 1940 für allge⸗ 
nein verbindlich erklärt worden. Die Beſtimmungen des Ein⸗ 
heitsmietvertrags gelten ab 1. Auguſt 1940 auch für ſolche Miet: 
verträge für Baugeräte, die vor dem Inkrafttreten dieſer An⸗ 
ordnung abgeſchloſſen worden ſind. Reichsanzeiger Nr 182 vom 
8. Juni 1940. 


Verordnung über die Preisbildung auf Grund der Selbſt⸗ 
toſten bei Bauleiſtungen für öffentliche Auftraggeber. Durch Ver⸗ 
ordnung vom 25. Mai 1940 (RGBl 1 S. 850) iſt beſtimmt worden, 
daß für die Preisermittlung auf Grund der Selbſtkoſten bei Baus 
leiſtungen für öffentliche Auftraggeber die Leitſätze maß⸗ 
gebend find, die im Reichsgeſetzblatt Teil I S. 851 u. f. veröffent- 
licht ſind. Sie ſind für den Bauherrn und für den Unternehmer 
bindend. Sie ſehen die Vergebung nach Selbſtkoſten und die Ver⸗ 
gebung zum Selbſtkoſtenfeſtpreis vor. Sie ſind nur anzuwenden, 
wenn Bauleiſtungen öffentlicher Auftraggeber infolge der außer⸗ 
gewöhnlichen Ausführungsart, der Einmaligkeit des Auftrags 
oder der beſonderen Gilbedürftigkeit nicht durch Aus ſchrei⸗ 
bung vorgeſehen werden können. In der Regel ſollen Bau⸗ 


aufträge öffentlicher Auftraggeber durch Aus ſchreibung 
vergeben werden. 
IG⸗Farben. Die Verwaltung der IG-⸗Farbeninduſtrie hat 


der Hauptverſammlung eine Dividende bon wieder 8 b. H. aus 
einem Reingewinn von 56,07 Millionen Reichsmark (im Vorjahr 
55,18 Millionen Reichsmark) vorgeſchlagen. 


Handel - Gewerbe - Handwerk 


Einführung der Werbevorſchriften in den eingegliederten Oſt⸗ 
gebieten. Durch Verordnung vom 28. Mai 1940 (RG Bl 1 S. 821) 
wurden das Geſetz über die Wirtſchaftswerbung vom 12. Sep- 
tember 1933 und die vier Durchführungsverordnungen zu dieſem 
Geſetz in den eingegliederten Oſtgebieten eingeführt. Der Prä⸗ 
ſident des Werberats der Deutſchen Wirtſchaft beitunmt den Zeit. 
punkt, von dem ab die Bekanntmachungen und Beſtimmungen des 
Werberats in den eingegliederten Oſtgebieten gelten und die 
Werbeabgabe zu entrichten iſt. 
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Verkehr und Veranstaltungen 


Leipziger Herbſtmeſſe 1940. Die Leipziger Herbſtmeſſe wird 
trotz des Kriegs durchgeführt werden. Sie iſt für die Zeit vom 
25. bie 29. Auguſt 1940 vorgeſehen. 


Wiener Herbſtmeſſe 1940. Die diesjährige Wiener Herbſt⸗ 
imeſſe wird vom 1. bis 8. September 1940 ſtattfinden. Sie wird 
wieder in beſonderem Maß auf die Förderung der Ausfuhr nach 
den Südoſtſtaaten ausgerichtet werden. 


Deutſche Oſtmeſſe Königsberg. Die „28. Deutſche Oſtmeſſe 
Königsberg“ wird mit Genehmigung des Werberats der Deutſchen 
Wirtſchaft aus techniſchen Gründen auf die Zeit vom 11. bis 
14. Auguſt 1940 vorverlegt. 


Abſchluſe der Deutſchen Neichsbahn für 1939. Der Abſchluß 
der Deutſchen Reichsbahn für das Jahr 1939 iſt trotz des sie 
ſehr günſtig. Es ergibt fich für die Vetriebsrechnung das folgende 
Hild in Millionen Reichsmark: 


Erträge 1939 1938 
in Mill. RM 
Perſonen⸗ und Gepäckverkehr. 1690 1432 
Güterverkehr r 8 3771 3356 
Sonſtige Erträge . 352 346 
5813 9184 
Aufwendungen 
Betriebsführung 
Bahnhofs⸗ und Abfertigungsdienſt. 1742 1462 
Bahnbemahungsdienit . ee, a 124 
Lokomotivfahrten 922 807 
Zugbegleitdienſt 351 294 
3158 2687 
Unterhaltung 
Bahnanlagen Nn l 670 
Fahrzeuge 631 569 
1362 1239 
Erneuerung 
Bahnanlagen Be 575 
Fahrzeuge 333 260 
825 836 
Abgabe an Reichstaſſe 120 120 
Geſamtaufwendungen 5465 4881 
Überſchuß. 348 252. 


Gründung eines Seeſchiffahrtsamts. Zur Bearbeitung aller 
Angelegenheiten, die die Seeſchiffahrt betreffen, iſt im Reichs⸗ 
verkehrsminiſterium ein Seeſchiffahrtsamt gegründet worden. 


Verordnung über den Nachrichtenverkehr. Durch Verorduung 
vom 2. April 1940 (RGB I S. 823) und die Erſte Durchführungs⸗ 
verordnung zu dieſer Verordnung vom 13. Mai 1940 (RG VI T 
S. 824) iſt beſtimmt worden, daß der unmittelbare und mittelbare 
Nachrichtenverkehr mit dem feindlichen Aus⸗ 
land verboten iſt. Im Nachrichtenverkehr mit dem nicht ⸗ 
feindlichen Ausland dürfen Nachrichten über die militäriſche, wirt⸗ 
ſchaftliche oder politiſche Lage, die geeignet ſind, das Wohl des 
Reichs zu gefährden, nicht übermittelt werden. Im Poſtverkehr 
tit dem nichtfeindlichen Ausland find die folgenden Beſtimmungen 
zu beachten: 

1. Die Verſendung von An ſächtspoſtkarten, von auf ⸗ 
geklebten Photographien, Blindenſchrift⸗ 
ſendungen, Schachaufgaben, Kreuzwort⸗ 
rätſeln und anderen Rätſeln iſt verboten; 
Geheimtinten, Geheim ſchriften, Kunſt⸗ 
ſprachen und hebräiſche Schriftzeichen dürfen 
wicht gebraucht werden; 

3. Kurzſchriften aller Shſteme dürfen nicht ange: 
wendet werden; 

4. Gefütterte Brie fumſchläge dürfen nicht benutzt 
werden; 

5. Briefſendungen dürfen nicht in Briefkäſten ein⸗ 
geworfen werden. Die Briefſendungen müſſen an 
einem Poſtſchalter eingeliefert werden. Der 
Einlieferer muß ſichdurcheinen behördlichen Aus⸗ 
weis mit Lichtbild ausweiſen; 

6. Poſtkarten und Briefe müſſen deutlich und leicht 
lesbar geſchrieben ſein. Briefe geſchäftlichen 


w 


Inhalts find nur in Schreibmaſchinenſchrift 
oder Druckſchrift zuläſſig. Briefe privaten Inbalts 
dürfen höchſtens vier Seiten (DIN 4 A — 210 
* 297 mm) umfaſſen; 

7. Auf den Abſchnitten von Poſtanweiſungen und Überweiſungen 
dürfen nur kurze Mitteilungen über den Zahlungs 
grund angegeben werden; 

8. Alle Sendungen nach dem nichtfeindlichen Ausland müſſen 
auf der Außenſeite die vollſtändige Anſchrifi des 
Abſenders tragen; 

9. Poſtwertzeichen dürfen auf dieſe Sendungen nicht geklebt 
werden. Die Poſtgebühren ſind am Schalter bar 
zu entrichten; 

10. Der Fernſprechberkebr, der Fernſchreibber 
kehr und der Telegrammberkehr mit dem nicht: 
feindlichen Ausland iſt nur den vom Oberkommando der 
Wehrmacht zugelaſſenen Behörden, Firmen und Einzel 
perſonen geſtattet. 


Wohnungsbau im Jahr 1939. Im Jahr 1939 find etwa 
200 000 bis 220 000 Wohnungen im alten Reichsgebiet neu erſtellt 


worden. Ende 1939 waren etwa 170 000 bis 190 000 Wohnungen 
im Bau begriffen und noch nicht endgültig fertiggeſtellt. 


Einführung des Reichsſchulpflichtgeſezes in den einge⸗ 
gliederten Oſtgebieten. Durch Verordnung vom 28. Mai 1940 
(REBLT S. 836) find das Geſetz über die Schulpflicht im Deutſchen 
Reich vom 6. Juli 1938 und die Erſte Verordnung zur Durchfüh⸗ 
rung des Reichsſchulpflichtgeſetzes ab 1. April 1040 in den ein⸗ 
gegliederten Oſtgebieten eingeführt worden. 


Bevölkerungsbewegung in den Großſtädten im erſten Viertel⸗ 
fahr 1940. Nach Mitteilung von „Wirtſchaft und Statiſtik“ ergibt 
ſich für die Bevölkerungsbewegung in den Deutſchen Großſtädten 
(obne Karlsruhe und Saarbrücken) das folgende Bild: 


Lebend ⸗ 
geborenen 


Geſtorbene 


5 Sterbefälle ye) an: 


ing« bad. ins⸗ Ben Bu Herze = 
oe | Air. er. [Sen] Gr [ont 885 
ſamt lich ſamt alt heiten 3 
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G aa un 1464 
Jan.— März 1940 86 922 115369 6707 
” „ 1939 4986 

Auf 1000 Einwohner und aufs Jahr berechnet 

März 19400 17.0 19.1 1.6 15.8 6.9 0.81] 2,521 1,54 [| 0,97 
n 11.2 17.4 1,8 14.1 6.2 0.76] 2,19] 1,85 0.72 
5. 1988 8.9 16.7 18 12,7 " 6.51 0.69] 1.86] 1,18 0,70 
Jan. — März 1940 14.4 19 1 12 16.8 6,2] 0.81] 2,85] 1.65 1,11 
40 1939 10,0 171 1,2 15,1 6 5 0.76] 2,43] 1,52] 0,85 
” ” 1938 TR 16,5 1,5 12,4 6.11 0.68| 1,89) 1,01] 0,70 


N Ohne Ortsfremde. — u Ohne Sterbefälle von Wehrmachtsangehörigen. — 
8) Auf 100 in der Berichtszeit Lebendgeborene berechnet. 


Bevölkerung der Erde. Nach Mitteilung von „Wirtſchaft und 
Statiſtik“ ergibt ſich das folgende Bild: 


Entwicklung der Bevölkerungszahlen vom Jahr 1800 
bis zum Jahr 1938 


dabon 

Erde Europa Außereuropa 

Mill. v. H Mill. v. H. 

1800 836 187 22,4 649 77,6 
1840 1000 251 248701 749 74,9 
1900 1 551 401 25,9 1150 741 
1910 1686 446 256,5 1240 738,5 
1920 1770 447 25,3 1323 74,7 
1930 2 013 506 25,1 1507 74,9 
1935 2 681 520 25,0 1561 75,0 
1838 2169 530 24,4 1639 75,6. 


Fläche und Bevölkerung der Erdteile im Jahr 1988 


fläche Bevölkerung Ein⸗ 
Mill. v. H. v. G. v. . wohner 
qu n Mill. 1938 1930 1910 jeqkm 
Europa 11,4 530 24,4 25,1 26,5 46,4 
Aſien 41, 1190 55,0 54,8 55,8 6 
Afrika 30,3 161 7,4 7,1 6,7 5,8 
Amerika e 270 fr 12 AUG 6,4 
Auſtralien und Südſee⸗ 

inſelne e ene 2876 11 0,5 0,5 0,4 1,3 
Erde insgeſamt 134.8 2169 100 100 100 18,1. 


